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Reagans Entscheidung, die Neutronen­
bombe zu bauen, hat in Westdeutschland 
(und ganz Westeuropa) einen Sturm der 
Entrüstung helVorgerufen und der Welle des 
Antiamerikanismus neuen Auftrieb gegeben. 
Reagan baut und stationiert die Cruise Mis­
siles und Pershings 11, läßt am Jahrestag des 
Holocaust von Hiroshima verkünden, sie 
auch in Japan und Südkorea einbunkern zu 
wollen. Reagan baut den B-I-Bomber, statio­
niert neue MX-Raketen, plant eine Verlage­
rung von US-Truppen in der Bundesrepublik 
näher an die Grenze zur DDR undjetzt baut 
er die vornehmlich zum Einsatz in Deutsch­
land bestimmte Neutronenwaffe - macht 
euren Krieg ohne uns und anderswo, ist die 
allgemeine Reaktion der pazifistischen und 
nationalistischen Antikriegsbewegungen von 
Amsterdam bis Bonn. Keine Stadt in West­
deutschland, in der es in diesen Tagen nicht 
eine Demonstration gegen die Neutronen­
waffe gibt. 

Der Antiamerikanismus reicht bis in die 
Spitzen der SPD. Der Vonvärts-Herausgeber 
und Ostpolitiker Egon Bahr, der die Neutro­
nenwaffe als "PelVersion des Denkens" und 
"ausgezeichnete Angriffswaffe" bezeichnet, 
schrieb nach Reagans Entscheidung: "Ich bin 
dafür, daß wir die Stationierung ablehnen ... 
weil es dem deutschen Interesse zuwiderlau­
fen würde." ("Ronald Reagans Atomkurs 
verschärft die Lage - Die Ablehnung der 
Neutronenwaffe muß schnell und klar kom-

men", Vonvärts, 13. August. Besagte Aus­
gabe enthält allein drei große antiamerikani­
sche Artikel.) Eine Woche später fügt er hin­
zu: "Die (Mittelstrecken-) Raketen können 
die So\\jetunion treffen, die Neutronenwaf­
fen ,nur' Deutschland." Hans Koschnick, 
Bremer Bürgermeister und SPD-Präsidiums­
mitglied, unterschrieb als einer d~r ~rsten. 
einen Aufruf "Für Abrüstung in Ost und -­
West, stoppt die Neutronenwaffen". Führen­
de Sozialdemokraten möchten mit der quasi 
über Nacht angeleierten Kampagne verges­
sen machen, daß die Mittelstreckenraketen 
nicht weniger tödlich als die Neutronenwaf­
fen sind und daß das gesamte imperialistische 
Mordarsenalin den Händen der NATO, gera­
de auch der Bundeswehr, einen Holocaust 
auslösen könnte, der die gesamte Mensch­
heit vernichtet. 

1978, nach Carters Produktionsverschie­
bung der Neutronenwaffe (deren möglicher 
Bau und Stationierung in Westdeutschland 
von Helmut Schmidt begrüßt worden war), 
schrieben wir: 

"Die allgemeine öffentliche Haltung ge­
genüber der Neutronenbombe ähnelt der 
gegenüber dem Schrecken der chemischen 
oder bakteriologischen Kriegsführung. 
Während die US-Imperialisten jedoch 
heuchlerisch von einem großangelegten 
Einsatz letzterer Mittel absehen - auf­
grund ihres beschränkten militärischen 
Nutzens -, ist es unwahrscheinlich, daß 

sie die Neutronenbombe aufgeben, die 
sich für eine Vielzahl von militärischen 
Zwecken eignet, einschließlich ,chirurgi­
scher' konterrevolutionärer Maßnahmen 
in der ganzen Welt und in den Vereinig­
ten Staaten selbst. Die NATO betrachtet 
die N-Bombe als Antwort auf die über­
wiilügende Mehrheit .. die der Warsch~ller 
Pakf an in -Zentraleuropa stationierten 
Panzern besitzt." (Kommunistische Korre­
spondenz Nr. 22, Juli 1978) 
Zehntausende Kriegsgegner, die am 10. 

Oktober in Bonn marschieren werden .. glau­
ben, durch pazifistische Appelle an die bür­
gerliche SPD/FDP-Regierung und an die 
NATO die weitere zusätzliche atomare Auf­
rüstung auf westdeutschem Boden verhin­
dern zu können und so dem drohenden Krieg 
entfliehen zu können. Eine Million Leute ha­
ben ihre Unterschrift unter den Krefelder Ap­
pell gesetzt, der Schmidt und Genscher auf­
fordert, "im Bündnis (d. h. der NATO) künf­
tig eine Haltung einzunehmen, die unser 
Land nicht länger dem Verdacht aussetzt, 
Wegbereiter eines neuen, vor allem die Euro­
päer gefährdenden Krieges sein zu wollen". 
Willy Brandt, reaktivierter Ostpolitiker und 
sozialdemokratische Vaterfigur, weiß dann 
auch sehr gut, daß der Appell nicht nur anti­
amerikanisch, sondern auch antisowjetisch 
ist. Er hat "Breschnjew wissen lassen, es sei 
ein Fehler, zu glauben, diese Leute engagier­
ten sich für die Politik Moskaus: ,Die mögen 

10. Oktober in Bonn: Demonstriert mit der TLDI 

Verteidiat DDR und 
Nieder mit der NATO! 
Zehntausende werden am 10. Oktober gegen 
die wachsende Kriegsgefahr demonstrieren. 
Reagans Beschluß, die Neutronenbombe zu 
produzieren, hat die Kriegsfurchtin der deut­
schen Bevölkerung noch verstärkt. "Aktion 
Sühnezeichen/Friedensdienste" und die 
"Aktionsgemeinschaft Dienst für den Frie­
den" reagieren darauf mit Appellen an die 
europäischen Mitgliedsländer der NATO, 
ihre Zustimmung zur Stationierung neuer 
Mittelstreckenraketen zurückzuziehen, und 
treten für ein atomwaffenfreies Europa ein. 

Das führt in die falsche Richtung! 
US-Präsident Reagan und sein Dr. Selt­

sam, Alexander Haig, haben zum Kreuzzug 
gegen die Sowjetunion geblasen! Aktive 
Schützenhilfe erhalten sie durch ihre Allianz 
mit der VR China, deren Staatsbürokratie 
nicht begreift, daß ihre Handlangertätigkeit 
sich langfristig gegen sie selbst richten muß, 
daß der US-Imperialismus auch keinen 
chinesischen Arbeiterstaat dulden wird. Rea­
gan und Haig wollen die Sowj etunion und die 
deformierten Arbeiterstaaten für den kapita-

listischen Weltmarkt zurückerobern. Über 
die Zerstörung Kubas und Vietnams, der 
DDR und der Sowjetunion will der am erika­
nische Imperialismus seine Hegemonie wie­
derherstellen. In diesem Feldzug muß man 
Seite beziehen: die Verteidigung von DDR 
undSowjetunion als historisch fortschritt­
liche Staaten und zwar trotz der dort herr­
schenden Bürokratie. Nur wer sich in der 
Lage zeigt, Planwirtschaft, kollektiv~s Eigen­
tum und Außenhandelsmonopol vor der Zer­
störung durch den Kapitalismus zu retten, ist 
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russische Raketen auch nicht'" (frankfurter 
Rundschau, 27. Juli). 

Gleichzeitig wird das Verbot sämtlicher 
Kernwaffen gefordert. Wann sind jemals 
Waffen durch Verbote beseitigt worden? Die 
Illusion der neuen Friedensbewegungen, die 
imperialistische Bourgeoisie würde sich frei­
willig entwaffnen lassen, deren Militärbünd­
nis NATO lasse sich reformieren, eine "alter­
native Verteidigungspolitik" würde für Frie­
den sorgen, kann tödlich sein. Die kapitalisti­
sche Gesellschaft an sich ruft Krieg helVor. 
Wer wirklich gegen den imperialistischen 
Krieg kämpfen will, muß organisiert, durch 
eine revolutionäre internationalistische Par­
tei, für den Sturz der imperialistischen 
Kriegstreiber und ihrer Klassenherrschaft 
kämpfen. Der Hauptfeind steht im eigenen 
Land! 

Verteidigt die Sowjetunion! 
Im Ersten Weltkrieg schickten die imperia­

listischen Räuber Millionen Arbeiter und 
Bauern zum gegenseitigen Abschlachten ins 
Feld, um sich Märkte und Kolonien, einen 
"Platz an der Sonne" zu erobern bzw. gegen 
Rivalen zu verteidigen. Auch der Zweite 
Weltkrieg war primär ein innerimperialisti­
scher Krieg. Alliierte Bomber legten Dresden 
und Hamburg in Schutt und Asche. Die 
Vereinigten Staaten lieferten der Sowjet­
union aber gewiß nicht aus Sorge um die 
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auch fähig, dem Weltproletariat Kampf­
schritte zur Verhinderung eines atomaren 
Holocaust zu weisen. 

SPD und DGB tun ihr Möglichstes, um den 
offensiven Charakter der NATO-Aufrüstung 
zu verschleiern. Auch der von der DKP mit­
initiierte Krefelder Appell akzeptiert die Exi­
stenz des aggressiven antisowjetischen 
NATO-Bündnisses und schürt Illusionen in 
die Möglichkeit einer friedliebenden Bun­
deswehr. Westdeutschland verfügt bereits 
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Klassenjustiz schont NS-Verbrecher 
• - - le-- -

Majdanek-ProzeD 
Nach fast sechs Jahren nahm am 30. Juni der 
längste Prozeß in der Geschichte der BRD 
ein voraussehbares skandalöses Ende. Außer 
der lebenslänglichen Freiheitsstrafe für die 
ehemalige SS-Aufseherin Hermine Ryan­
Braunsteinerwurde Freiheitsentzug von drei 
bis zwölf Jahren verhängt. Ein früherer KZ­
Wachter wurde aus "Beweismangel" freige­
sprochen, ebenso wie ein SS-Arzt und drei 
Aufseherinnen, die schon 1979 auf freien 
Fuß gesetzt worden waren. Dieses empö­
rende Urteil ist eine grausame Verhöhnung 
der überlebenden Opfer der faschistischen 
Terrorherrschaft und demonstriert erneut, 
daß die Tausende von Besessenen des Her­
renwahns und Betreiber der Endlösung den 
westdeutschen "demokratischen Staat" nicht 
zu fürchten brauchen. 

Im Vernichtungslager Majdanek wurden 
nach polnischen Schätzungen von 1941 bis 
zur Befreiung durch die Rote Armee 1944 1,5 
Millionen Menschen vergast, zu Tode gefol­
tert und erschossen. In Polen wurden 108 SS­
Schergen, im Ausland sieben des 1038 Mann 
starken Wachpersonals der Todeshölle von 
Majdanek verurteilt. In der BRD wurden 387 
Majdanek-Verfahren zwischen 1945 und 
1965 eingeleitet, in diesem Zeitraum wurden 
keine Urteile gefallt. Der überwältigende Teil 

10. Oktober: 
Verteidigt .••. 
Fortsetzung von Seite 1 
über die größte Raketendichte der Welt. Ab­
rüstungsillusionen zu verbreiten, bedeutet 
nur die politische Entwaffnung der Arbeiter­
klasse. Noch nie hat die Bourgeoisie freiwillig 
auf ihre Mittel zur gewaltsamen Machtaus­
übung und zur Kriegsführung verzichtet. 
Kapitalismus bringt Krieg hervor, mit der 
gleichen Gesetzmäßigkeit, wie die Pest 
Beulen. 

Der Traum von einem friedlichen, neutra­
len Deutschland, unabhängig von den bei­
den "Supermächten", kann der Realität nicht 
standhalten. Westdeutschland ist das wich­
tigste NATO-Mitglied in Europa, Brücken­
kopf des Antikommunismus, Ostdeutsch­
land das zweitstärkste Mitglied im War­
schauer Pakt. Die westdeutsche Bourgeoisie 
hat viele Vorbehalte gegen Reagans blinden 
Antisowjetismus und Haigs Haudegenpolitik 
- sie will ihr profitables Gas-Röhren­
Geschäft durchsetzen, sie zählt gegenwärtig 
eher auf die innere Unterminierung der 
Arbeiterstaaten. Aber sie weiß, daß ihre Inte­
ressen nicht von denen der NATO/USA zu 

TLD-Veranstaltungen 

REVOLUTIONÄRE GEGEN 
NATO-KRIEGSKURS: 
VERTEIDIGT 
DDR UND SOWJETUNIONI 

FRANKFURT 
Samstag, 26. September, 15.00 Uhr 
Sachsenhausen, Affentorplatz, 
Affentorhaus, Raum 5 

HAMBURG 
Mittwoch, 23. September, 19.00 Uhr 
Martin-Luther-King-Haus 
Grindelallee 9 

WESTBERLIN 
Donnerstag, 24. September, 19.00 Uhr 
Mehringhof, IV. Aufgang, 1. Stock 
Gneisenaustraße 2 
Nähe U-Bahnhof Mehringdamm 

der Mörderbande konnte unbehelligt in Frei­
heit leben, wie Hermine Ryan-Braunsteiner, 
die erst 1973 von den USA an die Bundesre­
publik ausgeliefert wurde. Die stellvertre­
tende Aufseherin, die von ihrem Verteidiger 
Selas als "ganz kleines Rädchen" hingestellt 
wurde, von den Nazis "für besondere Ver­
dienste" mit dem Kriegsverdienstkreuz 
Zweiter Klasse ausgezeichnet, wurde im 
Lager wegen ihrer Fußtritte mit eisenbeschla­
genen Stiefeln "die Stute" genannt. Ihre 
Mordkumpanin Hildegard Lächert ("blutige 
Brygida"), die zu Beginn des Prozesses zuver­
sichtlich prophezeite "Von uns wird keiner 
mehr sitzen!", hetzte ihren Schäferhund auf 
eine Jüdin, der die schwangere Frau zer­
fleischte und ihr dann den Embryo aus dem 
Leib riß. Lächert, die noch im Juni 1979 für 
die neofaschistische "Aktion Nationales 
Europa" bei den Wahlen zum Europaparla­
ment kandidierte, bezahlt für ihr blutiges Ge­
schäft mit nur 12 Jahren Gefängnis. Der 
Hauptangeklagte Hackmann war an der 
Erschießung von mindestens 200 typhus­
kranken Häftlingen beteiligt. 

Der Majdanek-Prozeß hat vor allem durch 
die Verschleppungstaktik und die rassisti­
schen Äußerungen der durch die Bank 
rechtsgerichteten Verteidiger der NS-Verbre-

trennen sind. Die Losung für ein neutra­
les Gesamt-Deutschland ist illusionär und ist 
in zweifacher Hinsicht gegen die deutsche 
Arbeiterbewegung gerichtet: zum einen 
bedeutet sie die Aufforderung zur sozialen 
Konterrevolution in der DDR, das heißt die 
Kapitalistenklasse wieder an die Macht zu 
bringen. Zum anderen fördert diese Losung 
den wachsenden Chauvinismus in West­
deutschland, der hinter dem Antiamerikanis­
mus blüht und hier eine ideologische Kriegs­
aufrüstung der westdeutschen Arbeiterklasse 
darstellt. 

Die sozialdemokratisch beherrschte DGB­
Führung spielt ihre Rolle als Agent der Bour­
geoisie in der Arbeiterbewegung voll aus. Sie 
poliert in einer gemeinsamen Erklärung mit 
der Bundeswehr das angeschlagene Image 
ihres eigentlichen Todfeindes auf und berei­
tet für den "Ernstfall" die Vaterlandsverteidi­
gung vor. Die Bundeswehr ist eine imperiali­
stische Armee. Deutsche Leopardpanzer sol­
len genauso wie die US-Mittelstreckenrake­
ten eingesetzt werden, um das Kapitel So­
wjetunion für immer zu schließen. West­
deutschland ist und bleibt eine der stärksten 
imperialistischen Mächte der Welt. Nichts 
zeigt dies deutlicher als die blutige Paten­
schaft für die türkische Junta. Für uns hier in 
Westdeutschland und Westberlin hat 
Liebknechts Losung die gleiche Gültigkeit 
wie für unsere Klassenbrüder in den 
USA: Der Hauptfeind steht im eigenen Land! 
- das bedeutet für den Sturz der "eigenen" 
kriegstreiberischen Bourgeoisie durch die 
proletarische Revolution zu kämpfen. 

Der Pazifismus, der "Frieden ohne Waf­
fen" schaffen will, läßt in Wahrheit die Arbei­
terklasse unbewaffnet vor dem Feind, drängt 
sie wie am 10. Oktober sogar in ein Bündnis 
mit der Bourgeoisie. Eine Welt ohne Krieg 
muß erst erkämpft werden, eine Welt ohne 
Krieg wird es erst geben, wenn die Arbeiterklas­
se weltweit der Bourgeoisie die Macht entrissen 
hat. Man muß eine Seite beziehen gegen den 
Imperialismus, für die Verteidigung der 
deformierten Arbeiterstaaten und der So­
wjetunion, eine Seite für die Kämpfer gegen 
imperialistische Sklaverei und die Generale 
von Argentinien und Chile bis zur Türkei 
und Südkorea! Wir verteidigen Nicaragua 
und Angola gegen den Versuch, ihnen das 
imperialistische Joch wieder aufzuzwingen, 
wir sagen: Militärischer Sieg den Aufständi­
schen in EI Salvador! Eine militärische Inter­
vention des US-Imperialismus würde in EI 

Erst die Arbeiterre­
gierung wird jegli­
chem faschistischen 
Terror ein Ende 
setzen. Bild: 
SS-Männer ermorden 
sowjetische Bauern. 

eher Proteste im In- und Ausland ausgelöst. 
Im Juni 1978 versuchte ein ehemaliger KZ­
Häftling, sich vor der deutschen Botschaft in 
Tel Aviv aus Empörung über die Länge des 
Verfahrens zu verbrennen. Die Rechtsan­
wälte benutzten den Gerichtssaal als Pro pa­
gandatribüne zur Rechtfertigung der brau­
nen Barbarei, indem sie die Vergasung von 
Kindern in Majdanek mit Schwangerschafts­
abbrüchen verglichen oder feststellten, auch 
wenn sich ihre Mandanten geweigert hätten: 

Salvador nicht halt machen. Kuba hieße der 
nächste Dominostein. Die Verteidigung 
Kubas und der Sowjetunion beginnt in EI 
Salvador. 

Der DGB erweckt in seinem "Friedensauf­
ruf' den Eindruck, als sei das neue Auffiam­
men des Kalten Krieges Produkt der sowjeti­
schen "Aggression" in Afghanistan. In 
Afghanistan kämpft die Rote Armee gegen 
die von Pakistan und der CIA gestützten 
Khane, gegen Schleierzwang und Brautpreis 
für afghanisehe Frauen, für deren Recht, le­
sen zu lernen. In Afghanistan stellt sich die 
Alternative eines finsteren Mittelalters oder 
die Möglichkeit historischen Fortschritts: 
Sieg der Roten Armee in Afghanistan! 

Die Forderung nach der Abrüstung der So­
wjetunion bedeutet eine Entwaffnung des 
Proletariats, denn ohne den Besitz von 
Atomwaffen hätten die Imperialisten längst 
einen atomarenAngrifT auf die UdSSR ver­
sucht. Wir verteidigen die Kapazität der So­
wjetunion, sich mit Waffen gegen den räube­
rischen Imperialismus zu wehren; was wir 
der Bürokratie vorwerfen, ist ihre verräteri­
sche Diplomatenpolitik der friedlichen Ko­
existenz, durch die sie ständig die Existenz 
des Arbeiterstaates aufs Spiel setzt! Die einzi­
ge wirkliche Verteidigung ist der Kampf für 
die proletarische Weltrevolution und den 
Sturz der Bürokratenkaste durch das Pro­
letariat. 

Es gibt nur einen Weg, für den Frieden zu 
kämpfen! Das deutsche Proletariat kann eine 
Schlüsselrolle im Kampf gegen den drohen­
den Vernichtungskrieg spielen und das heißt 
eine Schlüsselrolle im Kampf für die Verei­
nigten Sozialistischen Staaten von Europa. 
Durch Deutschland verläuft die Frontlinie 
des von Reagan, Haig und der deutschen 
Bourgeoisie vorbereiteten Krieges und sie 
zieht sich quer durch Berlin. Die Frontstadt 
Westberlin stellt mit brutaler Direktheit die 
Frage: "Auf welcher Seite stehst du?" Die 
Verteidigung von DDR und Sowjetunion 
beginnt in Berlin. Für das Proletariat in Ost­
und Westdeutschland gibt es nur eine 
Lösung: die revolutionäre Wiedervereini­
gung Deutschlands! Die westdeutsche Arbei­
terklasse muß das Ausbeutersystem des 
Kapitalismus durch die sozialistische Revolu­
tion zerschlagen. In der DDR muß eine pro­
letarisch-politische Revolution gegen die 
herrschende Bürokratenkaste durchgeführt 
werden. Ein revolutionär wiedervereinigtes 
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"Die Juden wären trotzdem umgebracht 
worden." Als ob ihm sechs Millionen Juden 
nicht genügten, verlangte der inzwischen ver­
storbene Verteidiger von Ryan-Braunsteiner 
ein Gutachten über den unterschiedlichen 
Geruch von verbranntem Menschen- und 
Tierfleiseh. Der neofaschistische Anwalt 
Ludwig Bock lehnte gleich am ersten Ver­
handlungstag einen Sachverständigen mit 
der Herrenmensch-Begründung ab, er habe 
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Deutschland kann zum Fanal für die soziali­
stische Weltrevolution werden. 

Der Kampf gegen den Krieg kann nur ein 
internationaler Kampf sein! Um zu verhin­
dern, daß das Proletariat erneut als Kanonen­
futter für die Interessen des Imperialismus 
geopfert wird, muß der Kampf für den Auf­
bau einer revolutionären Partei geführt wer­
den. Der Kampf gegen den Krieg ist der 
Kampf für die Wiedergeburt der Weltpartei 
des Proletariats im internationalen Klassen­
kampf, der Kampf für die Vierte Internatio­
nale! 

Am 10. Oktober in Bonn stellt sich die 
Wahl, mit den Pfaffen, die mit ihrem pazifisti­
schen Gift die Köpfe der Kriegsgegner ver­
nebeln wollen, mit den Apologeten der 
Entspannungs-Bürokratie, der DKP, alterna­
tiven Vaterlandsverteidigern und ausge­
machten Feinden der Sowjetunion wie dem 
KBW in einem Block zu demonstrieren -
und das heißt letztlich die eigene Bourgeoisie 
zu stärken! - oder im revolutionären Block 
der TLD zu marschieren, unter dem einzigen 
Programm, das für immer mit imperialisti­
schen Kriegen Schluß machen wird. Darum, 
wenn du den Frieden willst, demonstriere 
mit der TLD unter den Losungen: 

Klassenkrieg gegen die eigene 
Bourgeoisie! 
Nieder mit der NATO! Nieder mit der 
Bundeswehr! 
Verteidigt DDR und Sowjetunion! 

- Für die revolutionäre Wiedervereini­
gung Deutschlands! 
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mbt Ntw lork mimts ~ 
Angesichts der Offensive 
Reagans behauptet die SWP, 
durch ihren "Watersuit" die US­
Geheimpolizei am Wickel zu haben 

Die amerikanische Socialist Workers Party 
(SWP, Schwesterorganisation der Gruppe 
Internationale Marxisten) hat es endlich ge­
schafft; seit dem 2. April läuft die öffentliche 
Verhandlung in ihrem Zivilprozeß gegen die 
Regierung. Vor fast acht Jahren, in der Zeit 
nach der Watergate-AtTare, strengte die SWP 
ihre Klage an. Die nach dem Gesetz über die 
"Freiheit der Information" ermöglichten 
Enthüllungen dokumentierten einige der 
"schmutzigen Tricks" des FBI gegen die SWP 
im Rahmen des üblen COINTELPRO 
(Counter Intelligence Program), einem Pro­
jekt zur Unterwanderung und Zerstörung 
linker Organisationen. Bis zum 25. Juni ver­
nahm der Richter Thomas Griesa die Zeu­
gen, dann wurde der Prozeß für den Sommer 
unterbrochen, und danach werden beide Sei­
ten ihre Schußplädoyers halten. 

Wenn man der SWP glauben will, so war 
der Fall bisher eine ununterbrochene Serie 
von niederschmetternden Schlägen gegen 
das FBI und seine kriminellen Verbündeten. 
"Nach der Beendigung des ersten Tages ist es 
deutlich geworden, daß die Regierung durch 
die sozialistische Strategie vor Gericht ins 
Schleudern geriet" war die bescheidene Ein­
schätzung der SWP-Zeitung Militantvom 17. 
April. Jede der darauffolgenden Nummern 

. hat immer wieder das gleiche Thema heraus­
gekehrt: die SWP hat "die Regierung auf die 
Anklagebank gesetzt". Aber das auffalligste 
an diesem Prozeß ist das Ausmaß, in dem die 
SWP und nicht die Regierung auf der Ankla­
gebank sitzt. 

Wie vorauszusehen war, gibt die Regie­
rungsseite so gut wie nichts zu. Ungerührt 
reicht sie jede Verleumdung, die jemals von 
einem FBI-Spitzel "berichtet" wurde, als 
Beweismaterial ein. Sie besteht darauf, die 
Linke auf der Basis von kraß antidemokrati­
schen Gesetzen zu "untersuchen" und prä­
sentiert dem Gericht akademische Typen der 
Hoover-Institution, die als "Experten" über 
den Sozialismus aussagen. Sie entschuldigt 
sich praktisch nicht im geringsten für ihre 
Einbrüche, ihr illegales Telefonanzapfen und 
ihre provokatorischen Briefe; sie verteidigt 
Deportierungen, Entlassungen und Auswei­
sungen; sie fordert den Schutz der Anonymi­
tät ihrer Spitzel, die sie in linke und schwarze 
Organisationen und in Gewerkschaften ein­
geschleust hat (das sogennante "Informan­
tenprivileg"). 

Am 24. April gab die Regierung bekannt, 
daß die Einwanderungsbehörde INS die 
SWP "überprüft", um die Möglichkeit zu 
erkunden, daß SWP-Mitglieder allein auf der 
Basis ihrer politischen Ansichten "ausgewie­
sen oder deportiert" werden können. Diese 
rachsüchtige Provokation ruft das Gespenst 
einer der gemeinsten WatTen der Hexenjagd 
in Erinnerung - man denke nur an die 
Palmer-Verfolgungen von 1919, als Hun­
derte von Kommunisten, Anarchisten und 
andere deportiert wurden, die im Ausland .ge­
boren waren. Wahrend der McCarthy-Ara· 
wurden Deportationsrnaßnahmen gegen 
Hunderte von ausländischen Mitgliedern 
und ehemaligen Mitgliedern der Kommuni­
stischen Partei durchgeführt, darunter etli­
che, die bereits lange Jahre in den USA 
wohnten. Gesetze wurden verabschiedet, die 
es für Kommunisten oder ehemalige Kom­
munisten zum Kapitalverbrechen machten, 
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auch nur einen Paß zu beantragen. 
Dennoch ging die SWP mit einer relativ 

starken Ausgangsposition vor Gericht. 
Besonders in der Nixon-Periode mit ihren 
paranoiden Watergate-Methoden beging 
eine Regierung, die unfahig war, zwischen 
Linksliberalen und Maoisten zu unterschei­
den, antidemokratische "Exzesse". Als das 
alles ans Licht kam, waren die Liberalen 
ehrlich darüber empört, daß Nixon die 
Demokratische Partei behandelte, als ob sie 
die GPU wäre. Das FBI distanzierte sich von 
einigen seiner Verbrechen, deren irrationaler 
Charakter besonders augenfallig war, und die 
Kräfte, die FBI und CIA reformieren und 
straffen wollten, sagten: Macht mit eurer Ver­
gangenheit reinen Tisch. In dieser Periode 
durchsuchten militante Pazifisten ein FBl­
Büro in Media, Pennsylvania, wodurch das 
COINTELPRO-Programm ans Tageslicht 
kam. Es stellte sich heraus, daß das FBI mit 
ungezählten Einbrüchen gegen die SWP vor­
gegangen war, eine vorgeblich sozialistische 
Organisation, die für ihre Neigung bekannt 
war, radikaleren Demonstranten zuzurufen: 
"Seid friedlich und legal!". Ungefahr 90 Falle 
von "heimlichem Eindringen" allein in die 
Zentrale wurden bekannt. Um dem Ganzen 
die Krone aufzusetzen, log die Regierungs­
seite in den Voruntersuchungen, was das 
Zeug hielt, und verletzte Richter Griesas vor­
nehme Vorstellungen vom Fair play. Bei 
schnellerem Abschluß der Voruntersuchun­
gen wären die Chancen der SWP besser 
gewesen; aber sie wird sich kaum darüber 
beklagen können, leugnet sie dochjede poli­
tische Verschiebung nach rechts in den USA 
Für die SWP gibt es jedes Jahr eine neue 
"Radikalisierung" und ständig neue SWP­
Resolutionen mit dem Titel "Der neue Auf­
stieg des XY-Kampfs". Die absonderliche 
Vorstellung der SWP von der sozialen Reali­
tät außerhalb des Gerichtssaals drückt sich in 
der Einschätzung ihres "Watergate-Prozes­
ses" ("Watersuit") aus: 

"Damals in den ftinziger Jahren war das 
große, alte Gerichtsgebäude Schauplatz 
einiger der notorischsten antikommuni­
stischen Komplotte. Dort wurden die 
Rosenbergs zum Tode verurteilt. Führer 
der Kommunistischen Partei wurden zu 
langjährigen Zuchthausstrafen verurteilt. 
Aber heute sind wir in den achtziger 
Jahren, und die Regierung sitzt auf der 
Anklagebank" (Militant, 17. April). 
Die SWP nahm von der Wahl Reagans 

kaum Notiz. Daß Carters antisowjetischer 
"Menschenrechts"-Kreuzzug und Reagans 
und Haigs Feldzug gegen den "internationa­
len Terrorismus" die unheilschwangere 
Absicht verfolgten, den Kalten Krieg wieder­
zubeleben, wurde von ihr fast nicht zur 
Kenntnis genommen. Sie zieht keine Schlüs­
se aus den Attacken der Kapitalisten auf hart 
erkämpfte Errungenschaften der Gewerk­
schaften und aus der passiven Niederlagen­
strategie der Gewerkschaftsbürokraten. Das 
gleiche gilt für die Rücknahme der minima­
len Errungenschaften der liberalen Bürger­
rechtsbewegung und den Bankrott der 
schwarzen ·Führung. 

Die SWP schließt die Augen vor den Flam­
menkreuzen des eskalierenden Nazi- und 
Klanterrors von Kalifornien an der Westküste 
bis Connecticut an der Ostküste. Aber die 
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tödlichen Kugeln für fünf Linke in Greens­
boro 1979 am hellichten Tage durch die 
immer offener auftretenden rassistisch­
terroristischen Randgruppen - und die da­
rauf folgende Freisprechung der faschisti­
schen Mörder - spiegelten nur die Rechtsent­
wicklung des gesamten bürgerlichen Spek­
trums wider. Die SWP klammert sich mit 
aller Macht an die Illusion, daß die Kriegs­
hetze des amerikanischen Imperialismus ge­
gen die UdSSR keine Rückwirkungen auf die 
amerikanische Linke haben wird (zumindest 
die nichtstalinistische Linke). Aber der Krieg 
der Bourgeoisie gegen die Gewerkschaften 
im Inland, die Kriegstreiberei für einen glo­
balen Antikommunismus im Ausland riecht 
nach Hexenjagd in nicht zu ferner Zukunft. 

In diesem Zusammenhang stellen sowohl 
die Versuche der Regierung, ihre Über­
wachung der SWP mit dem Vorwurf des 
"Terrorismus" zu rechtfertigen, als auch die 
Bemühungen der SWP, sich als das Bilder­
buchmodell einer zahmen parlamentaristi­
schen Partei darzustellen, eine Gefahr für die 
Linken dar. Dieser Prozeß ist wichtig und 
wird fast von der gesamten Linken hochgeju­
belt, darunter von der Zeitung Guardian und 
der National Lawyers Guild, einer Vereini­
gung linker Juristen, hauptsächlich langjähri-

den "Vierten Internationalen"), das die Re­
gierungsanwälte als eine finstere proterrori­
stische Konspiration zu porträtieren suchen. 
Dagegen bestand die SWP hartnäckig darauf 
(völlig wahrheitsgemäß), daß ihre "brüderli­
chen Beziehungen" mit dem VS keinen rea­
len Einfluß auf die politische Linie oder orga­
nisatorische Praxis der SWP haben. Die FBI­
Anwälte konterten mit Aussagen von 
"Experten" über kommunistische "Doktrin", 
die feststellten, wenn sich die SWP als trotzki­
stisch verstehe, würde sie sich an die Ent­
scheidungen der "Vierten Internationale" 
gebunden fühlen, ob sie nun eine offizielle 
Sektion sei oder nicht. Die Regierungsanwäl­
te versuchten das VS anzuschwärzen, wei­
ches in den siebziger Jahren eine Zeitlang aus 
der Feme sich in Enthusiasmus für den Gue­
rillakampf in Lateinamerika erging, ein­
schließlich politischer Entführungen in 
Argentinien und ähnlichen Aktionen. Die 
Position der Regierungsseite ist, daß alle 
Linken zumindest Verführte einer internatio­
nalen kommunistischen "terroristischen" 
Verschwörung sind. Der SWP-Prozeß soll 
dazu dienen, diese "Erkenntnis" aller Welt 
einzubleuen. 

Die SWP verteidigt sich mit ihrer reformi­
stischen Opposition zum Zen trismus des VS. 

Washington, 3. Mai: Die amerikanischen Trotzkisten organisierten den Anti-Imperiali­
stischen Block, die GIM-Schwesterorganisation SWP blieb zuhause und denunzierte 
die EI Salvador-Demonstration von 80 000 als potentiell "gewalttätig". 

ger Fellow-traveller der Kommunistischen 
Partei. Aber die SWP ist vors Gericht gezo­
gen, um sich als der rechte Flügel des selbst­
ernannten "Sozialismus" zu präsentieren. 
Die Zeugenaussage von Peter Camejo vom 
25.Juni, daß die SWP nach einer Demonstra­
tion in der Region von San Francisco, wo es 
zu "Gewalttätigkeiten" gekommen war, sich 
nicht mehr an dortigen Demonstrationen be­
teiligte, um damit zu beweisen, daß die SWP 
keine Gewalt befürwortet, ist ein bezeichnen­
des Beispiel für die gesamte Stoßrichtung der 
SWP-Strategie in ihrem "Watersuit". 

Die Beschuldigungen gegen die SWP 
wegen" Terrorismus" sind zentraler Bestand­
teil der Gerichtsstrategie des FBI. Der 
Haupt"beweis" dafür ist der diplomatische 
Block der SWP mit dem Vereinigten Sekreta­
riat (VS - eine von mehreren konkurrieren-

Nicht ein Wort ihres reformistischen Pro­
gramms würde die SWP all den Zentristen in 
der Welt zuliebe ändern. Genausowenig wer­
den es Nationalsekretär Barnes & Co. zu­
lassen, mit dem Etikett des "Terrorismus" 
gebrandmarkt zu werden, bloß um dafür 
ihren zeremoniellen "Internationalismus" 
aufrechtzuerhalten. Als 1974 reaktionäre 
Journalisten eine Hexenjagd gegen das VS 
veranstalteten, reagierten die Bürokraten der 
SWP prompt und schlossen mit Sinn für Sym­
bolik am 4. Juli (dem Nationalfeiertag!) über 
hundert Mitglieder (die gesamte, mit der VS­
Führung sympathisierende Internationalisti­
sche Tendenz) aus. Die internen Bulletins 
über diesen Ausschluß tauchten bald darauf 
im Gerichtssaal auf: das Prunkstück in den 
Versuchen der SWP, vor Richter Griesa ihre 
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Respektabilität zu demonstrieren. Und der 
Richter zeigte sich auch beeindruckt: 

"Meiner Meinung nach gab es nichts 
außer einem sehr schwachen Verdacht 
einer möglichen Implikation von Gewalt­
anwendung in den Vereinigten Staaten ... 
Angesichts des Ausschlusses der Minder­
heitsfraktion ist dieser schwache Verdacht 
im wesentlichen beseitigt worden." 

Die SWP bekräftigte noch vor kurzem erneut 
ihre unversöhnliche Feindseligkeit gegen­
über diesen ex-SWPlern, die in der Schuß­
linie sowohl der SWP als auch seitens der 
Regierung stehen. Die Art, wie sie mit Hedda 
Garza umsprang, zeigt dies deutlich (siehe 
"SWP's Lying Frame-up of Hedda Garza", 
Workers Vanguard Nr. 285, 17. Juli). 

Für die SWP ist der Prozeß das Finale nach 
einer langen Periode, wo sie mit ihrem Refor­
mismus immer weiter nach rechts ging. 
"Watersuit" ist seit Jahren die Achse ihrer 
politischen Aktivitäten gewesen. Ihr Ziel ist, 
höflich ausgedrückt, sehr ehrgeizig: sie will 
nicht nur von der Bourgeoisie toleriert wer­
den, sondern offiziell als ungefährlich für die 
Gesundheit der amerikanischen kapitalisti­
schen Klassenherrschaft erklärt werden. Die 
SWP möchte ein ftir alle mal klarstellen, daß 
sie eine legalistische und pazifistische Partei 
ist, die ftir sich alle Vorteile der amerikani­
schen Demokratie beansprucht. Kein Wort 
davon, die amerikanische Regierung könne 
etwa selber gewalttätig, rassistisch, imperiali­
stisch sein und ihre eigenen Gesetze mit 
Füßen treten. Dadurch legitimiert sie das 
"Recht" der Regierung, die von ihr ausge­
machten Feinde zu bespitzeln, zu schikanie­
ren und mit Lügen und Provokationen vor 
die Gerichte zu zerren - solange sie die SWP 
in Ruhe läßt. 

Wer sitzt auf der Anklagebank? 

Es ist ftir uns als Revolutionäre wirklich 
unmöglich, darüber zu diskutieren, wie 
dieser Prozeß geführt werden sollte. Das Ziel 
der SWP hat nichts mit unseren marxisti­
schen Zielsetzungen gemein. Es ist zumin­
dest denkbar, daß die SWP auf ihrer Basis 
diesen Prozeß gewinnen könnte - aus genau 
den Gründen, aus denen wir es nicht könn­
ten: die SWP hat sich schon vorher von den 
Grundlagen des revolutionären Marxismus 
losgesagt und sich soweit wie möglich von 
der trotzkistischen Verteidigung der Sowjet­
union entfernt. Sie schreckt gerade noch da­
vor zurück, sich vom Trotzkismus, der die 
politische Linie der revolutionären SWP bis 
in die ftinfziger Jahre war, auch explizit zu 
distanzieren. Uns trennt ein Graben von den 
erz reformistischen Einschätzungen der SWP 
über die Natur des kapitalistischen Staates, 
und wir sind daher schwerlich in der Lage, ihr 
Tips zu geben, wie der Prozeß geführt wer­
den sollte. 

Aber wir können zumindest eines sagen: 
in ihrem leidenschaftlichen Eifer, guten Wil­
len zu zeigen, hat sich die SWP selbst auf die 
Anklagebank gesetzt. Daß die US-Regie­
rung, weltweit Feind Nummer eins der 
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Arbeiterklasse, kein Recht hat, von der SWP 
Beweise ihres guten Willens zu fordern -
schon gar nicht, nachdem die Rechte der 
SWP mit Füßen getreten worden sind und die 
Regierung dabei ertappt wurde -, das wäre 
eine Prozeßstrategie, die der SWP nicht ein­
mal im Traum einfallen würde. 

Im Rahmen ihres generellen Verhaltens 
von süßlicher Konzilianz sind der SWP 
jedoch während der Verhandlungen einige 
offensive Vorstöße gelungen. Einer davon 
geschah am 3. Juni während des Kreuzver­
hörs von Robert Keuch, einem hochgestell­
ten Beamten des Justizministeriums. Die 
Chefanwältin der SWP, Margaret Winter, be­
fragte Keuch über einen Bericht vom Juni 
1980, der die Verschleierung von FBI-Ein­
brüchen in das SWP-Hauptquartier betraf. 
Richter Griesa erhob anfänglich Einwände 
gegen die Fragen, aber die SWP blieb aus­
nahmsweise hart. Winter verlas einen Bericht 
eines ungenannten FBI-Agenten, der über 
ein Gespräch mit einem ungenannten Beam­
ten des Justizministeriums berichtete, wobei 
es um die Beschaffung von "vertraulichen 
Ermittlungsinformationen" über die SWP 
ging. Bei dem Gespräch handelte es sich nach 
dem Agenten um die Genehmigung von Ein­
brüchen. Verlegen gab Keuch zu, der 
erwähnte Beamte des Justizministeriums zu 
sein. Es war ein genüßlicher Moment, der an 
die Vorladung von Generalstaatsanwalt Grif­
fin Bell wegen Mißachtung des Gerichts im 
gleichen Fall 1978 erinnerte. 

Die SWP ist auch sehr stolz darauf, der 
Regierung den Bericht über eine Einsatzbe­
sprechung des Nationalen Sicherheitsrats 
unter 1. Edgar Hoover aus dem Jahre 1956 
abgerungen zu haben, worin die 
COINTELPRO-Unterwanderung der Kom­
munistischen Partei angesetzt wurde. Es ist 
ein interessantes Dokument, das ein uner­
wartetes Licht auf den SWP-Fall wirft, denn 
unter der Rubrik "Methoden" heißt es in dem 
Dokument: "Informanten sind der Schlüssel 
für die Unterwanderung der Partei gewe-, 
sen ... Obwohl wichtige Informanten bis heu­
te durch Zeugenaussagen, die bei Gerichts­
verhandlungen benötigt wurden, aufgedeckt 
wurden, haben wir zur Zeit 921 aktive Infor­
manten ... " (Militant, 19. Juni). Ganz im Ge­
genteil dazu fand es das FBI im "Watersuit" 
nicht notwendig, auch nur einen einzigen bis­
her unentdeckten Spitzel aufzudecken, und 
die SWP hatte schon vorher eine Überein­
kunft getroffen, die ihre Anwälte daran hin­
dert, irgend jemandem die Informationen zu­
kommen zu lassen, die sie aus unzensierten 
FBI-Akten über 18 "repräsentative" Spitzel 
gewonnen haben (siehe "Bell Shields FBI 
Finks", Workers Vanguard Nr. 213, 11. Au­
gust 1979). 

Wer steht nun wirklich vor Gericht? Die 
Antwort darauf findet man am deutlichsten, 
wenn man die Preisgabe vertraulicher Infor­
mationen bei beiden Seiten aufrechnet. Wei­
che Geheimnisse hat die SWP der Regierung 
abgerungen? Wieviele Spitzel sind enttarnt 
worden - wenn man einmal von Ed Heisler 
absieht, einem ehemaligen Mitglied des Na­
tionalkomitees der SWP, der der Partei letz­
tes Jahr mitteilte, er sei ein bezahlter FBI­
Spitzel gewesen. Währenddessen hat die 
SWP ihr Innerstes nach außen gekehrt. 

Die Regierung muß zur Bespitzelung der 
SWP Millionen ausgegeben haben. Das 
Ergebnis müssen unermeßliche Stapel von 
Agentenberichten sein, die, wie die SWP mit 
sichtlichem Vergnügen aufzeigte, aus mei­
stens ungenauen Wiedergaben von öffentli­
chen SWP-Positionen bestehen, die jedem 
Militant-Leser zur Verfügung stehen. Dazu 
kommen einige Absurditäten, die nur ein 1. 
Edgar Hoover wirklich glauben könnte. Aber 
im Verlauf der Voruntersuchungen und wäh­
rend des Prozesses selber hat die SWP die 
Regierung mit einem unglaublichen Ausmaß 
von sehr wertvollen vertraulichen Informa­
tionen über Struktur, Führung, Partei namen 
und Finanzen gefüttert. 

Wie schon früher in Workers Vanguard 
berichtet, stimmte die SWP zu, ihre Rechts­
anwälte daran zu hindern, Informationen 
über Regierungsspitzel öffentlich zu machen 
- sogar für die eigene Partei! Das versetzt die 
SWP-Anwälte in die Position, die schmutzi­
gen Geheimnisse der Regierung ftir sich zu 
behalten, so daß die Spitzel weiter als Spione 
und Provokateure in der SWP und anderen 
linken Organisationen funktionieren kön­
nen. Jetzt wo die SWP die Regierung eilfertig 
z.B. mit Parteinamen und den Daten interna-

tionaler Konferenzen versorgt, bestätigt die 
SWP kostenlos einzelne Informationen von 
Spitzeln und ermöglicht so der Regierung, 
diese Informationen im Gerichtssaal zu 
benutzen, ohne ihre Quellen bloßstellen zu 
müssen. Dies bedeutet de facto einen Block 
mit dem vom FBI so eifrig verteidigten "In­
formantenprivileg". 

"Aber wir haben keine Geheimnisse!", so 
klingen uns schon die Einwände der SWP in 
den Ohren. Die Einwilligung der SWP in fast 
unbegrenzte Preisgabe von Parteiinterna 
wirft ein bezeichnendes Licht auf ihre grund­
sätzlich reformistischen Prämissen. Daranzu 
glauben, daß friedliche, legale Sozialisten 
nichts durch Enthüllungen zu befürchten ha­
ben, ist dasselbe, wie daran zu glauben, alle 
guten, ehrlichen Bürger würden von den 
Herrschenden in Ruhe gelassen werden, die 
Regierung würde sich fair verhalten, ihre Ge­
setze beachten und ihre Versprechen halten. 
Das Kreuzverhör von FBI-Spitzel Heisler 
durch die SWP am 17. Juni bewies erneut den 
Glauben von Barnes & Co., daß das 
Schlimmste, was einem ein FBI-Agent antun 
kann, darin besteht, dich zum Marihuana­
Genuß zu ermuntern (siehe "FBI Info rm er in 
the SWP", Workers Vanward Nr. 268, 4. No-
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nach den gleichen Regeln spiel4n wird, die sie 
allen anderen aufzwingt. 

Barnes Partei akzeptiert, indem sie ihr 
Innerstes nach außen kehrt, das "Recht" der 
Regierung auf Informationen über linke 
Organisationen und läßt sich damit vollends 
in die Defensive drängen. Ein solcher Prozeß 
hätte ein wertvolles Mittel sein können, den 
schmutzigen, geheimen Krieg der Regierung 
gegen die Linke publik zu machen und zu 
versuchen, der Regierung noch mehr Enthül­
lungen abzuringen. Stattdessen hat die SWP 
ihre Legalität zur Achse des Prozesses ge­
macht und hat sich dadurch seit dem ersten 
Tag selbst in die Rolle des Angeklagten bege­
ben. Und wirklich hatten in den ersten Pro­
zeßtagen viele Teilnehmer sichtlich Mühe, 
die SWP nicht als "die Beklagten" zu bezeich­
nen; offiziell sind sie nämlich immer noch 
"die Kläger". 

HemmungSlose Selbstentblößung 

Die SWP verhielt sich von Anfang an wie 
erklärte Reformisten, die sorgsam bemüht 
waren, ihr grenzenloses Vertrauen in das 
Gericht unter Beweis zu stellen. Eine schmie­
rige, folgenschwere Selbstenthüllung wurde 

SWP-Angeklagte von Minneapolis, 1941 - als wirklich Sozialismus vor Gericht stand. 
Die heute reformistische SWP erklärt, "seit 1941 " keine "illegalen Aktivitäten durch­
geführt, geplant oder dafür eingetreten zu sein", damit implizierend, daß die Trotzki­
sten von Minneapolis schuldig waren. 

vember 1980). Die tiefsitzende Leicht­
gläubigkeit der SWP in die amerikanische 
Demokratie mag ein paar bürgerliche Freun­
de gewinnen und Richter beeinflussen, aber 
sie ist irrig und lebensgefährlich. Wir wissen, 
daß es Kategorien von Leuten gibt - Linke, 
Ausländer, ethnische Minderheiten, - deren 
demokratische Rechte von heute auf morgen 
verschwunden sind: man frage nur bei den 
Amerikanern japanischer Abstammung 
nach, die während des Zweiten Weltkriegs in 
den amerikanischen Konzentrationslagern 
saßen. Wenn die SWP selbst angesichts der 
Vorgänge um ihren eigenen Prozeß zu sol­
chen Einsichten nicht fähig und willens ist, 
dann steht sie in der Frage des Staates irgend­
wo rechts von dem durchschnittlichen sozial 
engagierten schwarzen Pfarrer. 

Damit soll keineswegs gesagt sein, eine 
wirklich revolutionäre Organisation dürfe 
vor Gericht nicht ein gewisses Maß von 
gutem Willen zeigen. Aber die Haltung der 
SWP reduziert sich auf die simple Aussage: 
"Wir haben nichts zu verbergen". Diese Gei­
steshaltung beruht auf zwei Voraussetzun­
gen: die SWP vermag alle Welt zu überzeu­
gen, daß sie eine "friedliche, legale" Partei 
sei; und zweitens: gesetzestreue, sozial enga­
gierte Aktivisten haben von der amerikani­
schen Regierung nichts zu befürchten. 

Für die SWP sind die einzigen Leute, die 
möglicherweise etwas vor der Regierung zu 
"verbergen" haben, solche, die irgendwasauf 
dem Kerbholz haben. Der Köhlerglaube der 
SWP, sie habe nichts zu befürchten, weil sie 
so schön "friedlich und legal" sei, setzt die 
Annahme voraus, die kapitalistische Regie­
rung der USA sei ebenfalls "friedlich und le­
gal". Dies ist ein wichtiger Aspekt der refor­
mistischen Ideologie, obwohl das zuweilen 
mit einer so törichten Naivität einhergeht, 
daß man sich fragen muß, ob hier nicht blan­
ker Zynismus im Spiel ist (so zum Beispiel, 

. als Larry Seigle auf der SWP-Schulungskon­
ferenz von 1980 erzählte, die SWP-Führer 
hätten noch nie etwas von "Deckadressen" 
gehört, bis sie sich mit den Prozeßvorberei­
tungen beschäftigen mußten). Reformisten 
müssen glauben, daß die herrschende Klasse 

am 9. April während der Zeugenaussage von 
Jack Barnes präsentiert, als dieser über die 
Beziehungen zum VS sprach. Über den Ge­
brauch von Parteipseudonymen während der 
Vormittagssitzung befragt, gab Barnes an, 
daß Parteinamen eine Vorsichtsmaßnahme 
für "diktatorische Länder" seien. Um sein 
Vertrauen in die USA als freies Land zu de­
monstrieren, identifizierte er die wirklichen 
Namen aller SWPler, die in den Protokollen 
des Internationalen Exekutivkomitees (lEK) 
des VS mit Parteipseudonymen aufgeführt 
sind. 

Die Regierungsseite eröffnete die Nach­
mittagssitzung, indem sie Barnes ein Blatt 
Papier überreichte. "Sind das die Daten und 
Orte der lEK-Treffen" (nämlich die der letz­
ten 12 Jahre)? Barnes war sichtlich aus der 
Fassung. Er antwortete, dies seien "geschütz­
te" Informationen; ein SWP-Anwalt bestätig­
te, daß dies Informationen "in camera" (in 
privater, nichtöffentlicher Sitzung) überge­
ben worden seien. Die wirklichen Termine 
und Orte dieser internationalen Treffen - die 
wahrscheinlich von den veröffentlichten An­
gaben abweichen, um einigen Teilnehmern 
einen gewissen Schutz vor Repressalien zu 
gewähren - sind der Regierung durch die 
"eidesstattliche Barnes-Erklärung" ("Barnes 
affidavit") übergeben worden. Glaubt Barnes 
tatsächlich, daß seine Genossen im VS nicht 
durch seine Informationen an die Regierung 
gefährdet sind, solange sie nur im Gerichts­
saal nicht öffentlich zur Sprache kommen? 
Oder hatte Barnes gehofft, die Existenz des 
"Barnes affidavit" im Gerichtssaal nicht 
öffentlich zur Sprache kommen zu lassen? 
Wie auch immer, die Vorspiegelung, die SWP 
mache einen Unterschied zwischen eigenen 
Mitgliedern und ausländischen Gesinnungs­
genossen, löste sich am 12. Mai während der 
Aussage Barry Sheppards in Luft auf, als die­
ser die bürgerlichen Namen von sieben nicht­
amerikanischen VS-Führern und ihre ent­
sprechenden Parteinamen bekanntgab. 

In der Frage der Preisgabe von vertrauli­
chen finanziellen Informationen wurde die 
Sache der SWP in den Augen von Richter 
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Solidarnosc-Führer g!gen Planwirtschaft 

"Marktsozialismus ~~ 
ist antisozialistisch 
Wenngleich die Lieblingspose von Lech 
Walesa, dem Führer von Solidarnose, die 
eines einfachen Gewerkschafters ist, so ist 
doch Nur-Gewerkschaftertum für Brot- und 
Butter-Ziele heute in Polen unmöglich. Es 
gibt weder Brot noch Butter. Zur Zeit des 
Abkommens von Gdansk im letzten Som­
mer schrieben wir: "Die großen Lohnerhö­
hungen, die jetzt bewilligt worden sind, wer­
den entweder zu galoppierender Inflation 
oder zu noch viel längeren Warteschlangen 
führen" (Spartakist Nr. 32, September 1980). 
Inzwischen müßte wohl praktischjedes Mit­
glied von Solidarnose wissen, daß man die 
wirtschaftlichen Bedingungen nur ver­
schlechtert, wenn man höhere Löhne und 
kürzere Arbeitszeiten verlangt und 
bekommt. Die Führung von Solidarnose 
steht unter Druck von seiten ihrer verant­
wortlichsten Mitglieder sowie auch von sym­
pathisierenden Intellektuellen und Bürokra­
ten, ein eigenes positives Programm rur einen 
Ausweg aus der wirtschaftlichen Krise vorzu­
legen. 

Die zahlreichen linken Advokaten rur Soli­
darnose im Westen, wie zum Beispiel Ernest 
Mandels pseudotrotzkistisches Vereinigtes 
Sekretariat, berufen sich immer wieder 
darauf, daß die Solidarnose-Führer nie wirk­
lich zur Restauration des Kapitalismus aufge­
rufen haben, obwohl sie auch fast nie irgend­
etwas Gutes über eine vergesellschaftete 
Wirtschaft sagen. In der Tat hat Walesa den 
amerikanischen wirtschaftlichen Imperialis­
mus gepriesen und hat nach einer stärkeren 
Durchdringung Polens durch diesen gerufen. 
Als er vom Spiegel (15. Juni) gefragt wurde, 
wo denn die Investitionen zum Wiederauf­
bau der polnischen Wirtschaft herkommen 
sollen, antwortete der Solidarnose-Chef: 
"Na, vielleicht aus dem Westen, in Form von 
gemischten Kapitalgesellschaften. Ich konn­
te mich auf meiner Japanreise davon über­
zeugen, wie stark amerikanisches Kapital zu 
dem enormen wirtschaftlichen Aufstieg 
Japans beigetragen hat." 

Die umfassendste und maßgebliche Erklä­
rung von Solidarnose zu einem wirtschaftli­
chen Programm ist bislang ein Dokument 
mit dem Titel "Der Kurs der Gewerkschafts­
aktion in der gegenwärtigen Situation des 
Landes", verötTentlicht im So lidarnosc­
Wochenblatt vom 17. April (übersetzt in Inter­
continental Press, 22. und 29. Juni). Dieses 
Dokument befürwortet eine extreme Version 
des ,jugoslawischen Modells", indem es sich 
für autonome Unternehmen auf der Grund­
lage der Arbeiterselbstverwaltungausspricht: 

" ... sie (die Selbstverwaltungseinheiten) 
sollten das Recht haben, die Kontrolle 
über das Vermögen des Betriebs auszu­
üben, über die Ziele der Produktion und 
des Verkaufs zu entscheiden, sowie über 
die Wahl der Produktionsmethoden und 
die Ziele der Investitionen. Sie sollten 
auch über die Verteilung der Profite des 
Unternehmens entscheiden." 

den Konzessionen an bürgerliche Kräfte 
bereits besteht. 

Angesichts der jüngsten Entwicklung der 
polnischen Wirtschaft, die einer Schußfahrt 
auf der Achterbahn gleicht, brächten die 
Konkurrenz des freien Marktes und die 
Selbstfinanzierung den unmittelbaren Bank­
rott rur Hunderte von Unternehmen, womit 
Hunderttausende wenn nicht Millionen von 
Arbeitern auf die Straße geworfen würden. 
Bezeichnenderweise besteht die einzige 
Gruppe polnischer Arbeiter, die augen­
blicklich auf Selbstverwaltung zu dringen 
scheint, aus den Angestellten der nationalen 
Fluggesellschaft LOT, einem staatlichen 
Monopol. Die Autoren des Solidarnose­
Programms sind realistisch genug, um zu 
wissen, daß sie damit ein Rezept für sofortige 
Massenentlassungen ausstellen: 

"Die Gewerkschaft erkennt an, daß die 
Unternehmen das Recht haben werden, 
den Erfordernissen entsprechende Ände­
rungen im Beschäftigungsniveau vorzu­
nehmen. Jedoch werden die Regierungs­
behörden nach wie vor rur die Durch­
führung einer Vollbeschäftigungspolitik 
verantwortlich sein ... Die Selbstfinanzie­
rung der Unternehmen kann auch das Er­
gebnis haben, daß einige Unternehmen 
sich verkleinern oder schließen müssen." 
Also sollen die Selbstverwalterdie Freiheit 

haben, nach Belieben Arbeiter zu entlassen, 
und die Regierung muß irgendwie Wege fin­
den, sie alle zu beschäftigen! Genauso wie sie 
Nahrungsmittel auftreiben soll, wenn es gar 
keine gibt. Hier ist das Schema von Solidar­
nose weit schlimmer - noch erbarmungslo­
ser kapitalistisch - als die jugoslawische Pra­
xis. In Jugoslawien ist es den Unternehmen 
verboten, einen Arbeiter aus wirtschaftlichen 
Gründen zu entlassen, ohne ihm einen 
"gleichwertigen Ersatz-Arbeitsplatz" zu 
beschatTen. Aber nach dem Plan von Solidar­
nose kann sich die Mehrheit der "Selbstver­
walter" ohne weiteres der Arbeiter in einer 
nicht oder wenig profitablen Abteilung entle­
digen, um ihr eigenes Einkommen aufzubes­
sern. Das ist fürwahr "Solidarität"! 

Ungleichheit und Arbeitslosigkeit 

Sozialismus bedeutet eine demokratisch 
verwaltete, geplante, egalitäre und internatio­
nal organisierte Wirtschaft. Vor dem Auf­
kommen des Stalinismus stellte praktisch 
niemand, der sich als Sozialist betrachtete, 
diese grundlegenden Prinzipien in Frage. 
Das Programm des "Marktsozialismus" hat 
mit Sozialismus nichts gemeinsam. Im 
Grunde ist es ein Produkt des liberalen Stali­
nismus. 

das in Ungarn und auch in der Tschechos­
lowakei 1968 der Fall war. 

Wir können die Auswirkungen des 
"Marktsozialismus" anhand realer Erfahrun­
gen beurteilen. Autonome Unternehmen 
unter Arbeiterselbstverwaltung wurden der 
Welt von Titos Jugoslawien kurz nach dem 
Bruch mit Stalin im Jahre 1948 vorgestellt. 
Arbeiterräte wählen das Management und 
kontrollieren die versteuerten Einkünfte. Die 
Unternehmen sindjedochgewissen entschei­
denden Restriktionen unterworfen, wodurch 
sie als Staats- und nicht als Gruppeneigen­
tum definiert sind. So können sich die Unter­
nehmen nicht ohne die Billigung der Regie­
rung selbst auflösen oder ihren Maschinen­
park verkaufen. Die Arbeiter haben nur 
solange, wie sie in der Fabrik beschäftigt sind, 
auch einen Anteil am Profit des Unterneh­
mens; sie haben keine Eigentumsrechte per 
se. (Für eine kenntnisreiche, obwohl mittler­
weile ein wenig überholte Analyse des jugo­
slawischen Modells und seiner Widersprüche 
siehe Theo Schulze "Yugoslavia's Way: the 
Workers' Council System", International 
Socialist Review, Sommer 1962.) 

Gewisse stalinistische Konfusionisten der 
Neuen Linken wie Paul Sweezy und Charles 
Bettelheim haben die Arbeiterselbstverwal­
tung a la Jugoslawien gepriesen, gleichzeitig 
allerdings den Wettbewerb der Unterneh­
men auf dem Markt beklagt. Aber in der 
Wirklichkeit ist eine solche Trennung nicht 
möglich. Wenn die Arbeiter wirklich voll und 
ganz die Herren in ihrer eigenen Fabrik sein 
sollen, dann können sie keinen Anspruch auf 
den Staatshaushalt für Lohnausgleich oder 
Investitionen erheben. Die Ausgaben eines 
beliebigen Unternehmens rur Löhne, Prä­
mien, neue Ausstattungen usw. können 
entweder durch die Einnahmen aus dem Ver­
kauf seiner Produkte oder durch die Ent­
scheidung einer zentralisierten wirtschaftli­
chen Verwaltung begrenzt werden. Auf jeden 
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nen ist der wichtigste Faktor, der den Unter­
schied zwischen Verkaufspreis und Selbstko­
sten bestimmt, das relative Alter der Fabrik. 
Im "Marktsozialismus" werden die Arbeiter, 
die unglücklicherweise in älteren Betrieben 
hängengeblieben sind, bestraft mit niedrige­
ren Einkommen als ihre Kollegen, die in 
neuen oder neu ausgerüsteten Fabriken 
beschäftigt sind. Der zweite wesentliche Fak­
tor bezüglich der Rentabilität eines Unter­
nehmens ist das Verhältnis von Angebot und 
Nachfrage auf dem inländischen und/oder 
auf dem Weltmarkt - wieder etwas, worüber 
die Arbeiter keine Kontrolle haben. Nach 
dem theoretischen Schema von Solidarnose 
würden beispielsweise die Arbeiter in den 
polnischen Kohlegruben profitieren, wenn 
die OPEC den Preis für Erdöl in die Höhe 
treibt, weil sie dadurch die Nachfrage nach 
Kohle verstärkt, und sie würden Einbußen 
erleiden, wenn der Weltmarkt für Öl übersät­
tigt ist (was momentan der Fall ist). "Markt­
sozialismus" verletzt das elementare, sowohl 
von Gewerkschaftern als auch von Soziali­
sten geteilte Prinzip von gleichem Lohn für 
gleiche Arbeit. 

Die jugoslawische Erfahrung 

In Jugoslawien können wir den "Marktso­
zialismus" bislang in voller Blüte sehen. 
Nach drei Jahrzehnten Arbeiterselbstverwal­
tung leidet Jugoslawien unter der höchsten 
Inflationsrate in ganz Europa, Ost- wie 
Westeuropa, unter einer l4-prozentigen 
Arbeitslosigkeit und unter erheblichen 
Ungleichheiten im ganzen wirtschaftlichen 
Leben. Der Prozentsatz der Arbeitslosigkeit 
wäre noch wesentlich höher, wenn der Staat 
nicht routinemäßig Unternehmen, die in 
finanziellen Schwierigkeiten stecken, frei­
kaufen würde, freilich um den Preis, eine 
Inflationsrate zu nähren, die sich inzwischen 
auf 50 Prozent im Jahr beläuft (Economist, 
1. August)! Und mittlerweile schicken sie ihre 
"überschüssigen" Söhne und Töchter zum 
Arbeiten ins kapitalistische Westeuropa: 
Geldüberweisungen von Jugoslawen aus 
dem Ausland entsprechen mehr als der Hälf­
te des Gesamtwerts aller exportierten Güter. 

Tatsächlich hat der Wettbewerb zwischen 
den einzelnen Unternehmen in Kombina­
tion mit dem Föderalismus die regionalen 
Unterschiede ausgeweitet, somit aber auch 
nationale Konflikte verschärft, die das Land 
auseinanderreißen könnten. Jugoslawiens 
höchstentwickelte Republik, Slowenien, 
erfreut sich wirtschaftlicher Bedingungen, 
die denen des benachbarten Österreich ver­
gleichbar sind, wogegen das von Albanern 
bewohnte Kosovo weit mehr der Türkei 
gleicht. Obendrein ist die Kluft zwischen 
den reichsten und den ärmsten Regionen im 
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Das Dokument erläutert ferner, daß "die 
Betriebe sich selbst finanzieren sollten, daß 
heißt, sie sollten imstande sein, ihre Kosten 
aus ihren Einnahmen zu decken". 

Der Anstoß rur den "Marktsozialismus" 
in Osteuropa geht nicht von den Arbeitern 
aus, sondern eher von einem technokrati­
schen Flügel der Bürokratie, der auf diese 
Weise die Starrheit und die Verschwendung 
der herkömmlichen stalinistischen Planung 
zu überwinden sucht. Doch in die Praxis 
umgesetzt, produziert der Wettbewerb zwi­
schen den einzelnen Unternehmen, die auf 
dem Weltmarkt Handel treiben dürfen usw., 
starke kapitalistische Tendenzen. Die wich­
tigsten Befürworter des "Marktsozialismus", 
wie der Tscheche Ota Sik und der Pole Wlo­
dzimierz Brus, stehen oder standen aus­
nahmslos weit rechts in der stalinistischen 
Bürokratie. Die unmittelbaren Auswirkun­
gen des Wettbewerbs zwischen den Unter­
nehmen, wachsende Arbeitslosigkeit und 
größere Ungleichheit bei den Löhnen, wer­
den von den Arbeitern stets verurteilt, wie 

Walesa in Solidarität mit der reaktionären polnischen katholischen Kirche 

Es ist nicht klar, ob die Führung von Soli­
darnose ernsthaft auf das jugoslawische 
Modell festgelegt ist oder ob sie einfach die 
üblichen Formeln rur liberale ökonomische 
Reformen in Osteuropa zu Papier gebracht 
hat. Klar ist jedoch, daß das Programm von 
Solidarnose, wenn es realisiert wird, eine weit 
größere Katastrophe rur die polnische Arbei­
terklasse bedeuten würde als diejenige, die 
wegen der unglaublichen Mißwirtschaft der 
Stalinisten und der immer weiter zunehmen-

Fall müssen die Ausgaben irgendwie be­
grenzt werden. Die sozialistische Revolution 
schafft keineswegs die ökonomische Binsen­
weisheit ab, daß es ein SchlaratTenland ein­
fach nicht geben kann. 

"Marktsozialismus" bringt auf Grund sei­
nes . ureigensten Charakters wachsende 
Ungleichheiten im Einkommen und Arbeits­
losigkeit hervor. Überdies wird die Rentabili­
tät oder Unrentabilität eines Betriebes 
gewöhnlich nur am Rande von der Sorgfalt 
seiner Belegschaft beeinflußt. Im allgemei-

"Marktsozialismus" sogar noch tiefer gewor­
den. 1952 betrug das Pro-Kopf-Einkommen 
in Kosovo 23 Prozent dessen in Slowenien; 
hingegen waren es 1977 nur noch 15 Prozent 
(Laura 0' Andrea Tyson und Gabriel Eichler, 
"Continuity and Change in the Yugoslav 
Economy in the 1970's and 1980's", in East 
European Economic Assessment). Der in Slo­
wenien produzierte soziale Überschuß wird 
zum großen Teil auch in Slowenien neu inve­
stiert. Bei der Arbeitslosenstatistik zeigt sich 
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"Politisches Asyl für tamilische Aüchtlinge!" 
und "Stoppt die Ausweisung der Tamilen!" 
forderten etwa 350 Tamilen und Deutsche 
am 24. Juli auf einer Protestkundgebung vor 
der Westberliner Gedächtniskirehe. Die 
überwältigende Mehrheit auf dieser von der 
Trotzkistischen Liga Deutschlands (TLD) 
initiierten und der Tamil United Liberation 
Front (TULF) sowie der Gesellschaft für be­
drohte Völker mitorganisierten Aktionsein­
heit waren selbst von Deportation bedrohte 
Tamilen. Der Protest richtete sich gegen die 
Abschiebepolitik des CDU-Senats, der die 
Tamilen zynisch als "Scheinasylanten" de­
nunziert hatte. Hunderte von Tamilen, die 
vor den singhalesischen staatlichen Todes­
schwadronen nach Westberlin flüchteten, 
sollen in die Arme ihrer Verfolger zurückge­
schickt werden. 

In den letzten Monaten sind fast 3000 Ta­
milen aus Sri Lanka in Westberlin eingetrof­
fen, um im "demokratischen" Westdeutsch­
land politisches Asyl zu erlangen. Sie gehö­
ren zu den Wenigen, die der jüngsten Welle 
des staatlichen Terrors gegen die Tamilen 
entfliehen konnten, indem sie unter anderem 
dank sowjetischer Aeroflot-Jets in Ostberlin 
landeten und dann über die Friedrichstraße 
in Westberlin einreisten. Das Regime des 
Staatspräsidenten von Sri Lanka 1. R Jaye­
wardene beabsichtigt, jede Agitation für ei­
nen unabhängigen Tamilen-Staat auf der 
Insel, für Tamil-Eelam, im Keim zu zerstö­
ren. Der Ausnahmezustand wurde verhängt, 
zunächst über die nördliche von Tamilen 
bewohnte Region Jaffna, inzwischen über 
ganz Sri Lanka. Militante Tamilen werden 
von Polizei und Militär verschleppt und 
ermordet, Wohnbereiche von Tamilen, Hin­
dutempel und Büros tamilischer Organisatio­
nen werden niedergebrannt (siehe auch 
Spartakist Nr. 38, Juli! August). 

Doch der Westberliner Senat bleibt bei sei­
ner Asylverweigerung. Hunderte von Tami­
len mußten, am Westberliner Bahnhof Zoo 
angekommen, zunächst nächtelang auf dem 
Boden der Bahnhofshalle hausen, bis ihnen 
Organisationen wie das Rote Kreuz notdürf­
tige Unterkünfte besorgten. Die Seelenver­
wandtschaft des Westberliner CDU-Senats 
mit dem Tyrannen Jayewardene offenbarte 
sich vollends, als 139 Tamilen in den Warte­
schlangen vor der AsylsteIle der Ausländer­
polizei unter Schlagstockeinsatz festgenom­
men und in Abschiebehaft genommen wur­
den. Schon zuvor waren die Tamilen einge­
schüchtert und bedroht worden! Die Auslän­
derpolizei verteilte Handzettel, auf denen 
behauptet wird, daß die Tamilen kein Aufent­
haltsrecht in Westberlin hätten. Sie sollten 
sich "freiwillig" zur Rückkehr entschließen, 
anderenfalls würden sie zwangsweise auf 
eigene Kosten deportiert. 60 von den ersten 
125 Tamilen, die nach dieser "Wahl", beglei­
tet von Westberliner Journalisten, nach Sri 
Lanka zurückkehrten, wurden bereits auf 
dem Aughafen von Colombo verhaftet. Den 
Westberliner Journalisten war es untersagt, 
Kontakt mit dem Sprecher der TULF oder 
anderen Tamil-Organisationen aufzuneh­
men, Jayewardene erdreistete sich sogar, ein 
Gespräch zwischen ihnen und dem west­
deutschen Botschafter in Colombo, Wöckel, 
abzubrechen und Auslandstelefongespräche 
der Journalisten abzuschneiden. 

Der Westberliner Innensenalor Lummer 
ließ sich nicht beeindrucken. Er erklärte zy­
nisch im SFB-Regionalfernsehen, daß es in 

Sri Lanka zwar "krawallartige Auseinander­
setzungen" gäbe, aber der Tatbestand der 
"freiwilligen Rückkehr" der Tamilen spräche 
ausreichend gegen deren angebliche Verfol­
gung. Ihn wird auch der jetzt über gam; Sri 
Lanka verhängte Ausnahmezustand und die 
Zunahme des Wütens des gegen die Tamilen 
gerichteten Terrors nicht umstimmen. 

Doch es handelt sich nicht nur um die ras­
sistische Politik des Westberliner CDU-Se­
nats. Die gesamte westdeutsche Bourgeoisie 
deckt Jayewardenes Politik. Westdeutsches 
Kapital hat in Sri Lankas Freihandelszone 
unter Ausnutzung billiger Arbeitskraft reich­
lich investiert. So erklärte auch die Staatsse­
kretärin im Auswärtigen Amt, Frau Hamm­
Brücher, in der Fernsehsendung Panorama, 
daß die Tamilen aus einer 50 Jahre alten De­
mokratie kämen (Sri Lanka wurde erst 1948 
unabhängig!) und als Opposition nicht ver­
folgt würden. Das Zirndorfer Bundesamt 
lehnte die Asylanträge von 72 Tamilen ab. 

Westdeutschland rühmt sich zwar, das 
großzügigste Asylrecht der Welt zu haben, 
aber bei seiner Einrichtung wurde nicht an 
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ohnehin nicht abgeschoben werden. Mit 
anderen Worten: Laßt uns die "schmutzi­
gen", dunkelhäutigen Asylanten raus­
schmeißen und die Polen- oder DDR-Aücht­
linge (zumeist auf Kosten der deformierten 
Arbeiterstaaten qualifiziert ausgebildet) im 
Namen des Kreuzzuges gegen den Kommu­
nismus hätscheln. Beim Bau der Berliner 
Mauer am 13. August 1961 flossen der west­
deutschen Bourgeoisie die Tränen: der 
Zuzug ostdeutscher qualifizierter Arbeits­
kräfte war gestoppt. Manche der reaktionä­
ren bürgerlichen Politiker sind so empört 

es 
sung von Tamilen!", "Schluß mit Anti-Tami­
len-Terror und Diskriminierung in Sri Lan­
ka!" waren die Gruppe Internationale Marxi­
sten, die Internationalen Kommunisten 
(Westberlin), die Liga für Menschenrechte 
und die Sozialistische Linke sowie u. a. Erwin 
Beck, Peter Brandt, Oskar Hippe, Horst 
Jeschke, Otto Kallscheuer, Rita Kantemir 
(Abgeordnete der AL) und Otto Schily. 

"Man kann die jüngsten Ereignisse nicht 
verleugnen und vertuschen. Man kann die 
Gewaltorgie der Polizisten im Norden Sri 
Lankas nicht verschweigen", sagte ein Vertre-
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Westberlin, 24. Juli: Hunderte protestieren gegen Tamilenabschiebung Spartakist Foto 

die dunkelhäutigen Aüchtlinge gedacht, die 
repressiven Militärregierungen entfliehen, 
nicht an Türken, die vor Elend und Ausnah­
mezustand fliehen, nicht an verfolgte natio­
nale Minderheiten wie die Tamilen. West­
deutschlands Asylrecht war immer für den 
Ostflüchtling - Arzt, Ingenieur oder Hand­
werker - gedacht, der seinem "demokrati­
schen" Recht auf westeuropäisches Einkom­
men nachjagt, und Türken werden nur so 
lange geduldet, wie man sie als billige 
Arbeitskräfte braucht. Westdeutschland ist 
zu dem Zweck hochgepäppelt worden, 
Bollwerk des Antikommunismus' zu sein. 
Innenminister Baum erinnerte kürzlich 
Arbeitsminister Ehrenberg in ihrer Debatte 
über die Verlängerung des Arbeitsverbots für 
Asylbewerber von einem auf zwei Jahre da­
ran, daß Aüchtlinge aus Ostblockstaaten 

über den Zustrom der Tamilen, daß sie wahr­
scheinlich selber überlegen, ihre eigene 
"Mauer" vor der Friedrichstraße aufzu­
bauen. 

Unterdrückte Minderheiten können in 
ihrem Kampf für ihre Rechte nur auf die Bol­
schewiki wirklich zählen. Dies wurde erneut 
dadurch bewiesen, daß nur die TLD die Ini­
tiative zur aktiven Verteidigung der Tamilen 
ergriff, und auch zuvor bei der Bonner De­
monstration der Tamilen am 15. Juni als ein­
zige linke westdeutsche Organisation vertre­
ten war. Nur die Bolschewiki haben ein posi­
tives Programm für die Überwindung natio­
naler Unterdrückung. Die internationale 
Spartaeist Tendenz hat eine Geschichte in 
der Verteidigung von Tamilen: Demonstra­
tionen gegen den chauvinistischen Terror in 
Sri Lanka wurden in der Vergangenheit in 
New York und London organisiert, und 
unsere Genossen der Spartacist League/ 
Lanka waren führend in der Verteidigung 
tamilischer Rechte bei einem Streik an der 
Universität in Colombo beteiligt. 

Auf der Kundgebung am 24. Juli sprachen 
neben der TLD Unterstützer der örtlichen 
TULF und Tessa Hoffmann von der Gesell­
schaft für bedrohte Völker und schließlich 
angesichts der großen Kundgebungsbeteili­
gung doch der Kommunistische Bund West­
deutschland (KBW). Die kleinbürgerlich/ 
parlamentarische Alternative Liste (AL) 
lehnte eine Unterstützung der Aktion ab, le­
diglich ihre Untergruppe "Dritte Welt" hatte 
zur Kundgebung aufgerufen. Fadenscheini­
ge Begründung der "basisdemokratischen" 
AL: Beschlüsse können nur von Delegierten­
versammlungen gefällt werden - da müssen 
die Tamilen eben solange warten, wenn sie 
dazu noch die Chance haben. 

Andere Unterstützer der Kundgebung 
unter den Losungen "Politisches Asyl für ta­
milische Aüchtlinge!", "Stoppt die Auswei-

ter der TULF in seiner Rede auf der Kundge­
bung. Doch darüber hinaus ist es notwendig, 
den verfolgten Tamilen und ihren singhalesi­
schen Klassenbrüdern eine Perspektive des 
gemeinsamen Kampfes gegen kapitalistische 
Ausbeutung und Unterdrückung zu weisen, 
unter der Führung einer trotzkistischen Par­
tei eine Arbeiter- und Bauernregierung als 
Teil einer sozialistischen Föderation in Süd­
asien zu erkämpfen. 

Dies war das zentrale Thema der Veran­
staltung, die die TLD am nächsten Tag 
durchführte: "Tamilen - Schlüssel für die 
proletarische Revolution in Südasien". In der 
lebhaften Diskussion rief ein Unterstützer 
der TULF für Tamil-Eelam auf. (Wir haben 
seine Rede unten abgedruckt.) Aber wir ha­
ben darauf hingewiesen, daß eine solche Lö­
sung für die über eine Million staatenloser 
Tamil-Plantagenarbeiter enormes Elend mit 
sich bringen würde. Die Landarbeiter hätten 
die grimmige Wahl zwischen einem Verbleib 
in den Plantagen-KZs, den Aüchtlingslagern 
des ökonomisch unfruchtbaren Tamil­
Eelam oder der Armut des fremden Indien. 

Der Genosse der TULF sagte ebenfalls: 
"Wir haben den Glauben an den osteuropäi­
schen Weg verloren, das Problem (der Tami­
len) von außen zu lösen". Die Enttäuschung 
der jungen Tamilen über die Politik des Stali­
nismus, der viele dutzend mal die proleta­
rische Weltrevolution zugunsten illusionärer 
diplomatischer Entspannungspolitik verra­
ten hat, ist verständlich. Aber besonders in 
Sri Lanka, wo es neben der steuerfreien Zone 
des Imperialismus auch die alte britische Mi­
litärbasis im Hafen von Trineomalee gibt, 
muß davor gewarnt werden, Imperialismus 
und Sowjetunion gleichzusetzen. Die ökono­
mischen Grundlagen der Sowjetunion müs­
sen trotz der stalinistischen Bürokratie vertei­
digt werden! Trineomalee darf nicht zu ei-
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ieren in 

nem Stützpunkt des US-Imperialismus 
werden! 

Vor den über 70 Teilnehmern der Veran­
staltung betonte der Genosse Frank Behr: 
"Die Tamilen-Frage ist nicht nur die Frage 
einer unterdrückten Minderheit und eines 
verbalen Protestes gegen ihre Unterdrük­
kung. Es muß auch für die Leute die Konse­
quenz sein zu fragen, wie man diese Unter­
drückung überwindet. Und das ist zentral die 
Frage von proletarischer Revolution, die 
all eine die Möglichkeit bieten kann, in einer 
positiven Weise die nationale Unterdrückung 
zu überwinden." 

Stoppt die Deportationen! 

Im folgenden drucken wir die Ansprache Rolf 
Roskowskys, Mitglied des ZK der TLD, auf der 
Westberliner Protestaktion gegen die Abschie­
bung von Tamilen ab. 

Die Ausländerhetze des Westberliner Senats 
fand ihren bisherigen Höhepunkt in einer 
Regierungslüge des Innensenators Lummer, 
die geflüchteten Tamilen seien Scheinasy­
lanten. Diese Regierungslüge ist geplatzt! 
Jedermann weiß es inzwischen, er braucht 
heute nur die BZ aufzuschlagen. 

Wir wenden uns auch hier mit dieser 
Veranstaltung gegen die gegenwärtig prakti­
zierten Abschiebeverfahren der l39 und der 
bereits Abgeschobenen, die in der Vergan­
genheit für die Betroffenen nur allzuoft mit 
Folter und Tod endeten. Wir sind in tiefer 
Sorge um das Schicksal der verhafteten 
Tamilen auf Sri Lanka, die trotz unseres ein­
dringlichen Protests am Donnerstag unter 
Zuhilfenahme von leeren Versprechungen 
und Lockgeldern abgeschoben worden sind. 
Wir kämpfen für volle Staatsbürgerrechte für 
ausländische Arbeiter! 

Die TLD und die iST treten für das Recht 
der Tamilen ein, die nationale Selbstbestim­
mung aufSri Lanka zu erlangen. Die interna­
tionale Spartacist Tendenz hat bereits in New 
York und London Solidaritätsdemonstratio­
nen durchgeführt. In Colombo haben 
Genossen der Spartacist League/Lanka 
eine führende Rolle gespielt im Kampf gegen 
die Diskriminierung tamilischer Studenten 
an der Universität. Aber unser Weg ist der 
Weg eines vereinten Kampfes von singhalesi­
schen und tamilischen Arbeitern, eines 
Kampfes - Klasse gegen Klasse. Wir warnen 
vor einer Wiederauflage der Volksfront, die in 
Sri Lanka durch die Bandaranaike-Regierung 
eine besonders blutige Tradition hat und für 
das Massaker von 1971 gegen dieJVPverant­
wortlich ist. 

Der Kampf muß mit Entschiedenheit 
gegen die Versuche des amerikanischen 
Imperialismus geführt werden, aufSri Lanka 
Militärstützpunkte zu errichten, um sie im 
Rahmen der Kalten-Kriegs-Hetze gegen die 
Sowjetunion zu nutzen. 

Wenn die nationalen Widersprüche auf der 
Insel unüberbrückbar werden, dann wird die 
Abtrennung das einzige Mittel sein, um den 
Weg für den revolutionären Klassenkampf zu 
eröffnen. Aber was wir unumgänglich brau­
chen, ist eine trotzkistische Partei, die die 
singhalesischen und tamilischen Kämpfer 
auf einem antichauvinistischen Programm 
vereinigt und die Massen der tamilischen 
Plantagenarbeiter, die Frauen, die singhalesi­
schen Arbeiter und alle Unterdrückten zum 
Kampf ftir eine Arbeiter- und Bauernregie­
rung in Sri Lanka ftihrt, als Teil einer soziali­
stischen Föderation in Südasien! 

Rede des Tamilen-Vertreters 
auf TLD-Veranstaltung 

Also, ich bin kein offizieller Vertreter der 
TULF, aber ich werde mein Bestes versu­
chen. Allen Parteien ist es bis heute nicht 
gelungen, die nationale Frage zu lösen. 
Wenn man sich ihre Geschichte anschaut. .. 

n! 
vor der Unabhängigkeit, meine ich, da wurde 
der Kampf ftir die Unabhängigkeit von der 
LSSP, zusamen mit den Kommunisten vor 
deren Abspaltung, und dann von den linken 
Parteien geftihrt. Und es waren viele Tamilen 
in der LSSP, und die LSSP hatte wirklich 
viele Anhänger unter den Arbeitern im Osten 
und besonders in den nördlichen Provinzen. 
. Nach der Unabhängigkeit, als diese leu­

te ... das Gesetz über die indischen Planta­
genarbeiter. .. das heißt, diese wurden ihres 
Stimmrechts und ihrer Staatsbürgerschaft 
beraubt, und etwa eine Million Arbeiter wur­
den nach Indien verschifft, und da konnte die 
LSSP nichts machen. Das heißt, weder im 
Parlament noch außerhalb des Parlaments 
konnten sie sich zu einem Protest aufraffen; 
sie konnten überhaupt nichts auf die Beine 
stellen. Trotz der Tatsache, daß die indischen 
Arbeiter sechs Abgeordnete im Parlament 
hatten. Von denen waren zwei oder drei 
Mitglieder der LSSP. Das war der Beginn des 
Verrats der LSSP an den Tamilen. Von die­
sem Tag an verloren sie die Unterstützung 
unter den Tamilen. Und dann 1956 kam die 
Sprachenfrage auf. Wieder versagten sie. 
Genauso wie die Kommunisten, die Mos­
kau-Kommunisten, konnten sie überhaupt 
nichts tun. 

Und in der nächsten Periode, als sie mit 
Mrs. Sirimavo Bandaranaike zusammenar­
beiteten, kam der Sirimavo-Schastri-Pakt, als 
von einer Million Tamilen 600 000 nach 
Indien geschickt werden sollten, damit der 
Rest in Ceylon bleiben konnte. Das war d'ilnn 
wieder ein Transport von Arbeitermacht von 
Ceylon nach Indien. Sie haben den Explosiv­
stoff, das Dynamit, rausgeschafft. 

Dann organisierten sich die Linken, die 
sogenannte JVP. Sie repräsentierten die lin­
ken - ich meine, sie waren eine wirklich mili­
tante Gruppe in Ceylon von 1968 bis 1971, als 
sie unterdrückt wurden. In ihrem Programm 
- sie hatten ein Fünf-Punkte-Programm, und 
der letzte Punkt richtete sich gegen den indi­
schen Expansionismus. Und indische Ex­
pansion meint tamilische Expansion, denn in 
Ceylon versteht jeder, daß "indisch" die 
Tamilen meint. Und das war einer der Grün­
de, warum sie 1971 scheiterten. Auch als sie 
alle festgenommen waren, wurden sie nicht 

drei bis vier Jahren in einer militanten Orga­
nisation, die es jetzt in Ceylon gibt: der soge­
nannten "Tiger Liberation Front". 

Und so fanden all die linken Studenten, die 
linken Jugendlichen unter den Tamilen ihre 
Alternative bei den "Tigern". Denn sie sag­
ten, der einzige Weg, dies Problem zu lösen, 
ist die Errichtung eines unabhängigen Staa­
tes. Denn von der ganzen Geschichte her ist 
die nationale Frage sehr wichtig, mehr als 
die Klassenfrage. Von den Grundschul­
Geschichtsbüchern, von seiner Schulzeit an 
bekommt jeder eingehämmert: "Du bist ein 
Singhalese und du bist ein Tamile." Das ist, 
was wir sagen wollen: auch wenn die TULF 
eine kleinbürgerliche Partei ist, wenn man sie 
als Partei betrachtet, so ist doch, was hinter 
der TULF steht, nicht kleinbürgerlich. Ich 
meine, all die fortschrittliche Jugend, und das 
sind eine ganze Menge. Sie stehen alle hinter 
der TULF, weil ftir sie die nationale Frage 
Vorrang hat. Und wenn es einen bewaffneten 
Kampf gibt, einen erfolgreichen bewaffneten 
Kampf, dann werden hinter dem bewaffne­
ten Kampf die Linken stehen, das heißt die 
fortschrittliche Jugend von Nord-Ceylon. 
Wir, die Jugend-Liga der TULF, glauben, 
daß wir die Unterstützung der fortschrittli­
chen Jugend in Europa brauchen, ich meine 
vor allem in Westeuropa, denn wir haben den 
Glauben an den osteuropäischen Weg verlo­
ren, das Problem von außen zu lösen. 

Irgend jemand hat gesagt, selbst wenn die 
Länder unabhängig sind und wir das errei­
chen, was wir Tamil Eelam nennen, dann 
können wir nicht existieren, jedenfalls öko­
nomisch. Ich meine, wir sind Selbstversor­
ger, in der nördlichen und östlichen Region 
können wir uns mit Nahrungsmitteln selbst 
versorgen. Im Augenblick geben wir was an 
Süd-Ceylon ab. 

Wir fühlen, daß wir verraten worden sind; 
zuerst von der UNP, dann von der LSSP, den 
Kommunisten, den Trotzkisten - ich meine, 
den Sama-Samaja-Leuten (Gelächter) - und 
der JVP. Daher wollen wir uns zusammen 
mit Leuten organisieren, die wirklich für 
unsere Forderung eintreten, die wirklich ein­
treten ftir ein zukünftiges Tamil-Eelam. 

Nicht Singhalesen gegen 
Tamilen, sondern Klasse 
gegen Klasse! 

Schlußbemerkungen Frank Behrs, Mitglied des 
ZK der TLD, auf Westberliner TLD- Veran­
staltung 
Wir wollen nicht an die nationalistischen 
Geftihle der Tamilen appellieren, sondern 
ihnen zeigen, daß die internationale Revolu­
tion ihre Zukunft ist - ihre einzige Zukunft! 
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Nur die kürzlich gegründete Spartacist 
League/Lanka propagierte unter den 
singhalesischen Arbeitern Colombos 
die Verteidigung der Tamilen 

in Süd-Ceylon eingekerkert. Aus Sicherheits­
gründen hielt man sie in Nord-Ceylon fest. 
Weil sie in ihrem Programm so antitamilisch 
waren, war die Regierung sicher, daß in Jaff­
na nichts für sie geschehen würde. 

Zu diesem Zeitpunkt hat die TULF auf 
ihrem Kongreß 1972 die Forderung nach 
einem unabhängigen Staat zum erstenmal 
erhoben. Vorher, von 1949 bis 72 haben sie 
nur eine autonome Region oder wenigstens 
einen Bundesstaat in Ceylon gefordert. Und 
diese Forderung stieß auf riesige Resonanz, 
vor allem bei der tamilischen Jugend. Die 
Jugendbewegung, die Bewegung der Univer­
sitätsstudenten, die organisierten sich binnen 
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Wichtig in bezug auf die Verbindung zum 
indischen Subkontinent ist, daß wir nicht 
erwarten, daß der Trotzkismus in Indien eine 
Klassenbewegung werden kann, wenn er nur 
ein tamilisch-nationalistisches Antlitz trägt. 
Vielmehr wissen wir, daß wir an die indischen 
Massen herankommen müssen, um interna­
tionale Kommunisten zu sein ... Und diese 
Verbindung zwischen den ceylonesischen 
und den indischen Tamilen ist zur Zeit unse­
re Brücke. 

Genosse W. sagte etwas sehr Beeindruk­
kendes, mit dem ich voll übereinstimme. Die 
Tamilen wurden durch die UNP, die SLFP, 
die LSSP und die JVP verraten. Das ist rich-

tig! Es gibt auch einen miesen Gewerk­
schaftsbürokraten, der ehemalige Führer von 
Mandels VS-Sektion, Bala Tampoe, der auch 
rechJ miserabel ist. Wir werden den Tamilen, 
die gegen die Bourgeoisie gewinnen wollen, 
beweisen müssen, daß wir ernsthaft für den 
Kampf der vereinigten Arbeiterklasse eintre­
ten und jede nationale Unterdrückung 
bekämpfen. Wir glauben, daß die Demon­
strationen in London und New York, die 
Demonstration gestern und die Aktionen 
unserer Genossen in Colombo sehr kleine 
Schritte in diese Richtung sind. 

Wir brauchten Jahre, um den Genossen 
Samarakkody kennenzulernen, Ex-Genos­
sen Samarakkody. Aber als wir anfingen, in 
der Lage zu sein, ein bißchen singhaiesich zu 
verstehen, und als wir uns seine politische 
Arbeit einige Jahre lang angeschaut hatten, 
wurde eins für uns sehr klar. Es war nicht nur 
eine Gruppe von 20 Leuten, die ziemlich tot 
zu sein schien. Sie hatten auch keine Tamilen 
und keine weiblichen Mitglieder. Es gab 
junge Genossen, aber die haben wir rekru­
tiert ... 

Ich möchte etwas mehr über die Frage des 
Programms reden. Es ist nur ein Grundriß, 
aber zeigt, was notwendig ist, um die natio­
nale Grenze zu durchschneiden. Hier im 
Spartakist (Nr. 38, Juli! August, "Sri Lanka: 
Stoppt den Terror gegen die Tamilen!") 
gibt es eine recht gute Zusammenfassung 
- sie ist nicht vollständig ... Es ist kein 
allgemeines Programm, es sind nur die 
scharfen Schneideflächen. Und ich sagte am 
Anfang, als ich Trotzki zitierte, es ist nicht 
allein die Frage des Schwerts ... das Schwert 
genügt nicht, die Klinge muß scharf sein. 
Hier also die scharfen Schneideflächen: Frei­
heit für die Opfer des Staatsterrors gegen die 
Tamilen. Polizei und Armee raus aus Jaffna. 
Nieder mit der Diskriminierung von Tamilen 
bei Erziehung, Arbeitsplätzen und Landver­
gabe. Volle Staatsbürgerrechte für die tamili­
schen Plantagenarbeiter, Schluß mit den 
Deportationen (nach Indien). Für das Recht 
auf Rückkehr der bereits deportierten Tami­
len. Gleicher Lohn für Plantagenarbeiterin­
nen. (Sie pflücken den Tee!) Für das Selbst­
bestimmungsrecht der Tamilen im Norden 
und Osten. Nicht Singhalesen gegen Tami­
len, sondern Klasse gegen Klasse. Nieder mit 
der UNP-Regierung, keine neuen Volksfron­
ten. Für eine revolutionäre Arbeiter- und 
Bauernregierung in Sri Lanka. Nicht ein klei­
nes kapitalistisches Eelam, sondern proletari­
sche Revolution auf dem ganzen indischen 
Subkontinent. 

Eine polemische Bemerkung an Genosse 
W. Wenn du gewinnen willst, wenn du es mit 
dem amerikanischen Imperialismus und sei­
nem Atompotential aufnehmen willst, wenn 
du die Revolution willst, mußt du in großen 

Opfer des Terrors gegen die Tamilen: 
Der von der Armee ermordete TULF­
Aktivist Balasothy 

Dimensionen denken. Gut, vielleicht produ­
ziert Eelam genug Reis. Aber ihr werdet 
Ärger bekommen, wenn die Ledernacken 
landen. Die Bolschewiki hatten eine Menge 
Probleme mit (einer Basis von) 120 Millio­
nen Leuten und geographisch einem Sechs­
tel der Welt. Und letztendlich wurde die 
Revolution deformiert, weil sie nicht nach 
Deutschland und zur Weltrevolution durch­
brechen konnten. 

Wir wollen gewinnen, und das bedeutet 
das indische Proletariat genauso wie das cey­
lonesische. Nicht kleine Inseln: wir brauchen 
die starken Bataillone des Weltproletariats. 
Wir beabsichtigen, sie zu kriegen! • 
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NATO ... 
Fortsetzung von Seite 1 

Errungenschaften der Oktoberrevolution 
Waffen. Die Trotzkisten standen Seite an 
Seite mit ihren sowjetischen Klassenbrüdern, 
um den Arbeiterstaat UdSSR, trotz dessen 
stalinistischer Degeneration, gegen die 
faschistische Barbarei zu verteidigen. Revo­
lutionäre ergriffen aber nicht Partei ftir die 
imperialistischen "Demokratien" gegenüber 
dem japanischen "Tenno" und dem deut­
schen "Führer". 

Jetzt sind die Imperialisten unter Führung 
der USA angetreten, um jenes Drittel des 
Erdballs zurückzuerobern, das ihnen seit der 
Russischen Revolution von 1917 entrissen 
worden ist. Reagan, Haig und Weinberger 
"rüsten: auf, auf, auf' (Die Zeit, 14. August) 
- gegen die Sowjetunion. Da mag Breschnjew 
noch so sehr mit Abrüstungsmoratorien um 
sich werfen, die USA und NATO werden die 
Pershings II und Neutronenwaffe in jedem 
Fall stationieren. Für Kriegsgegner, die den 
Holocaust wirklich verhindern wollen, stellt 
sich an erster Stelle die Verteidigung der UdSSR 
gegen imperialistische Aggression. Nur weil die 
Kreml-Bürokratie - trotz ihrer Fiktion der 
"friedlichen Koexistenz" - sich auch die 
Atombombe beschafft hat und die Imperiali­
sten das Kräfteverhältnis bislang ftir zu 
ungünstig gehalten haben ftir den konterre­
volutionären Schlag gegen die Sowjetunion, 
sind zentrale Errungenschaften der Oktober­
revolution wie die Planwirtschaft und das 

Reformismus ... 
Fortsetzung von Seite 4 

Griesa beträchtlich belastet; und zwar als 
direkte Folge ihres kläglichen Versagens, den 
Komplex der Preisgabe von Organisations­
interna offen zu konfrontieren. Am 9. April 
bezeugte Barnes, daß es zur Praxis der SWP 
gehört, alle Finanzbücher, die nicht ftir die 
Steuer wichtig seien, regelmäßig zu vernich­
ten. Griesa ging an die Decke. Er wollte wis­
sen, warum und wer daftir verantwortlich sei. 

Barnes versuchte das Unschuldslamm zu 
spielen: "Ich weiß es nicht, es gehört zu unse­
rer Praxis seit40 Jahren". Immerwieder kehr­
te Griesa während des Prozesses auf diese 
Frage zurück. Ganz offensichtlich fand er, 
daß die unkonventionellen Geschäftsmetho­
den der SWP - Lohnauszahlungen in bar, 
keine Buchprüfungen usw. - nicht mit den 
Bemühungen der SWP übereinstimmten, 
sich selbst als das Modell bürgerlicher 
Ehrbarkeit in allen Bereichen zu präsentie­
ren, als eine "sozialistische" Partei, die so ist, 
wie jede andere Partei. Um wieder Boden zu 
gewinnen, schickte die SWP ihren Kassen­
wart in den Zeugenstand. Am 21. April gab er 
zu Protokoll, "daß angesichts der dokumen­
tarisch bewiesenen FBI-Einbrüche die Partei 
diese Maßnahmen unternehmen muß, um 
zu verhindern, daß Unterlagen routinemäßig 
den Orts-, Staats- oder Bundespolizeibehör­
den zugeleitet werden." (Militant, 1. Mai) 
Zu spät. Die SWP prozessiert seit fast acht 
Jahren. Mit ihren "Selbstenthüllungen" 
schon während der Voruntersuchungen und 
dann vor Gericht hat die SWP seitenweise 
Protokolle, interne Bulletins, Finanzbücher 
der Young Socialist Alliance (SWP-Jugendor­
ganisation) und alles mögliche sonst abgelie­
fert. Mit freiwilligem Eifer nahm die SWP die 
Beweislast auf sich, daß sie "nichts zu verber­
gen" habe. Barnes & Co. können nicht auf 
zwei Hochzeiten tanzen. Als die FBI-Anwälte 
1980 die damaligen laufenden Finanzunter-

Außenhandelsmonopol - die bei internatio­
naler Ausweitung der kapitalistischen anar­
chischen Ökonomie tausendmal überlegen 
sind - noch vorhanden. Sozialisten, revolu­
tionäre Jugendliche und Arbeiter müssen die 
Verteidigung dieser historischen Errungen­
schaften zu ihrer eigenen Sache machen! Die 
Bolschewiki stürzten den Zarismus, enteig­
neten den Großgrundbesitz und die Fabriken 
und gaben den Arbeitern und Bauern Ruß­
lands: Land, Brot und Frieden. Die infolge 
der Isolation der Oktoberrevolution zur 
Macht gekommene stalinistische Bürokratie 
ist nur an einem interessiert, an der Erhal­
tung des Status quo. Die beste Verteidigung 
der UdSSR ist deswegen nicht nur der Kampf 
ftir die soziale Revolution im Westen, son­
dern auch der Sturz der konservativen 
Kreml-Bürokratie durch die politische Revo­
lution des Proletariats. 

Militärachse USA-China: Direktes 
Vorspiel zum Dritten Weltkrieg? 

In Afghanistan bewaffnet die CIA die feu­
dalistischen Mullahbanden gegen die Rote 
Armee. In Polen provoziert das Weiße Haus 
die Sowjetunion geradezu zum militärischen 
Eingreifen. In EI Salvador unterstützen die 
USA die blutige MördeIjunta gegen die 
Arbeiter- und Bauernrnassen, um in erster 
Linie Kuba und die UdSSR zu treffen. Und 
erstmals hat sich ein Arbeiterstaat, China 
unter der stalinistischen Bürokratenclique 
um Deng (und schon seit Mao), mit einem 
imperialistischen Staat verbündet, um einem 

lagen sehen wollten, brach die SWP mit ihrer 
,jahrzehntelangen Praxis" und rückte die 
Informationen heraus - nicht allein die 
Hauptbücher, sondern alle Unterlagen 
(Rechnungen, Quittungen usw.). Am 17. Juni 
brachte Griesa die Vernichtung der Finanz­
unterlagen wieder auf den Tisch und bemerk­
te diesmal, die SWP hätte gegen die Anfor· 
derung der Regierung auf Herausgabe der 
Finanzbücher Einspruch erheben können. 
Aber die SWP bekannte sich zum Nudismus 
aus Prinzip. 

Dabei hatte die SWP sogar eine wertvolle 
Waffe in ihrem legalen Arsenal, um gegen die 

SWP-Führer Jack Barnes: 
"friedlich und legal" 

Herausgabe der Finanzunterlagen vorzuge­
hen. Vor einigen Jahren bewirkte die SWP 
ein bundesrichterliches Urteil, das sie von 
dem Gesetz befreite, welches die Namens­
nennung der finanziellen Unterstütz er von 
Wahlkampagnen verlangt. Die ausdrückliche 
Begründung daftir war, daß solch eine Be­
kanntmachung im Falle der SWP ihre Wahl­
helfer Repressalien aussetzen würde. Die 
SWP-Rechtsanwälte machten einen schüch­
ternen Versuch, diese Entscheidung wäh­
rend der Aussage von Andrew Pulley am 24. 
April in das Verfahren einzubringen. Aber als 
der Richter sich weigerte, die Relevanz dieser 
Entscheidung anzuerkennen, ließ die SWP 
das Thema sang- und klanglos fallen. 

Natürlich machte die SWP gegen Ende 
einige inkonsequente Versuche, sich gegen 
die Forderungen der Regierungsseite nach 
immer weiteren Enthüllungen zur Wehr zu 
setzen. In der Vormittagssitzung des 23. Juni 
ordnete der Richter an, daß die SWP Doku­
mente, die sie vorher mit Auslassungen über­
geben hatte, unzensiert aushändigen sollte. 
Der SWP-Anwalt erhob Einspruch und 
erklärte, daß ftir die SWP die Grenze bei der 
Nennung von Namen liege. Griesa antwor­
tete, auf ein paar Namen mehr käme es jetzt 
auch nicht mehr an. Und so händigte die 
SWP zu Beginn der Nachmittagssitzung die 
Dokumente aus, die vermutlich Namen von 
SWP-Mitgliedern und Mitgliedern anderer 
Organisationen enthalten. 
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Die Frage der "Namensnennung" machte 
die SWP am unruhigsten. Am 9. Juni unter­
nahm sie etwas, was wie der Versuch aussah, 
den Prozeß wie einen Klassenakt aussehen 
zu lassen (dies war zwei Monate nach Be­
ginn der Zeugenaussagen). Sie legte dem 
Gericht eidesstattliche Erklärungen indivi­
dueller SWP-Mitglieder vor, die die 
SWP bevollmächtigten, zu ihren Gunsten 
jegliche Schadensersatzforderung zu erhe­
ben - mit anderen Worten, eine schriftliche 
Anerkennung von individueller Mitglied­
schaft, was zumindest einer partiellen Mit­
gliedschaftsliste entspricht. Es ist nicht klar, 
ob angesichts der Zurückweisung dieser 
offensichtlichen Änderung der legalen Stra­
tegie mitten im Prozeß diese Verzichtserklä­
rungen im Besitz der Regierung sind. 

Genauso skandalös ist die Geschichte mit 
dem geheimen "Mandigo affidavit". Zu Be­
ginn des Prozesses ersuchte Richter Griesa 
die Regierungsseite um die Zusammenstel­
lung einer Liste der kriminellen Vergehen, 
die SWP-Mitglieder angeblich begangen 
haben sollen. Die Regierungsseite bot eine 
Liste an, die von FBI-Agent Mandigo zusam­
mengestellt worden war, aber sie machte zur 
Bedingung, daß sie vor der SWP geheimge­
halten werden sollte, um ihre Quellen nicht 
zu kompromittieren. Dies war ein Angebot 
an den Richter, offen mit dem FBI bei dem 
Versuch zusammenzuarbeiten, die SWP 
wegen angeblicher Verbrechen anzuklagen 
und zur selben Zeit der SWP die Möglichkeit 
zu nehmen, ihren Anklägern entgegenzutre­
ten. Griesa lehnte dieses Angebot korrekter­
weise ab. Der Militant vom 12. Juni 
beschreibt die Szene folgendermaßen: 

Zum Zweck, ftir den sie geschrieben ist, 
muß die geheime Mandigo-Erklärung aus 
Lügen bestehen. Aber die SWP willigte wie­
derum in das "Informantenprivileg" ein. 
Dahinter kann nur die Vorstellung stehen: 
alle Menschen guten Willens glauben im 
Interesse der nationalen Sicherheit an die 
Vertrauenswürdigkeit der FBI-Provokateure. 
Griesa war bereit, die Erklärung als unwich­
tig ftir die Urteilsfindung abzutun. Nicht 
dagegen die SWP, die sich offensichtlich 
geradezu danach sehnt, wegen Verbrechen 
angeklagt zu werden, um umso besser ihre 
Unschuld zu beweisen. 

Falls dagegen die SWP wirklich erwartete, 
sie könnte Griesa zur Verlesung der Erklä­
rung bringen, um so etwas über deren Inhalt 
herauszubringen, so sollte sie enttäuscht wer­
den. Während des gesamten Prozesses stopp­
te Griesa alle Bemühungen der SWP, Regie­
rungszeugen Informationen zu entlocken. 
"Während des Prozeßverlaufs", berichtete 
derselbe Militant-Artikel vom 12. Juni, 
"kamen mögliche Hinweise über den Inhalt 
dieser Erklärung heraus". Dann wird einer 
dieser "möglichen Hinweise" zitiert. Am 26. 
Juni gab Griesa bekannt, er werde der Erklä­
rung keine Bedeutung ftir die Urteilsfindung 
beimessen. Der Militant bejubelt diesen 
großartigen Sieg und kehrt dann zu seinem 
Lieblingsthema zurück: 

"Darüberhinaus - und das ist wahrschein­
lich am wichtigsten - haben die Soziali­
sten ihre Ehrlichkeit und Integrität bewie­
sen, indem sie jede Frage geradeheraus 
beantworteten. Sie haben deutlich ge­
macht, daß sie nichts zu verbergen haben. 
Sie haben offen und sehr detailliert aus­
gesagt ... " 

Das kann man wohl sagen! 

- WIRD FORTGESETZT -

Übersetzt aus Workers Vanguard Nr. 286, 
31. Juli 1981 

"Anfänglich wollte Richter Griesa sich die 
geheime Erklärung nicht ansehen ... ,Ich 
werde sie nicht akzeptieren' ... Das erste, 
was sie (die SWP-Anwälte, Anmerkung 
d. Red.) machten, war, den Richter zu be­
drängen, seine Meinung zu ändern und 
die Erklärung zu lesen ... " \----------...... --::~------........ 
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und deren Verbündete. Die beschlossenen 
Waffenlieferungen der USA an die fanatisch 
antisowjetischen Bürokraten in Peking, die 
die Waffen benutzen werden, ist möglicher­
weise das direkte Vorspiel zum Dritten Welt­
krieg - ähnlich wie die japanische Invasion 
der Mandschurei 1931, wo rückblickend 
gesehen, die allerersten Schüsse des Zweiten 
Weltkriegs fielen. 

Neutralismus: Illusionär, 
konterrevolutionär 

Pazifismus, Antiamerikanismus, Neutra­
lismus und Antisowjetismus sind die zentra­
len politischen Punkte, die die Friedensbewe­
gung unter der Führung der SPD, gefeuerter 
BundeswehroffIziere und der Kirche, auf ihre 
Fahnen geschrieben hat. Pazifistische Appel­
le an die eigene Bourgeoisie sind im besten 
Fall hilflos. Tatsächlich entwaffnen sie die 
Arbeiterbewegung politisch im Kampf gegen 
den Krieg und nähren die Illusion, daß Prole­
tariat und Bourgeoisie irgendetwas miteinan­
der gemein hätten oder doch zumindest ein 
Stück gemeinsamen Weges miteinander 
gehen könnten ("Auch ein deutscher Kapita­
list bleibt von der Neutronenbombe nicht 
verschont ... "). Und Antiamerikanismus ist 
nicht gleich Antiimperialismus. Antiimperia­
lismus heißt zunächst einmal zu erkennen, 
daß der Kampf gegen den Krieg erfolgreich 
nur gegen die "eigene" Bourgeoisie und 

Wirtschaftsgipfel in Ottawa auch von Reagan 
nicht ausreden lassen. Und Genseher gab 
dem polnischen Außenminister bei dessen 
jüngstem Besuch in der Bundesrepublik den 
"Rat", Polen solle sich unter die Kuratel des 
Internationalen Währungsfonds stellen, 
wenn es weiter seine Westkredite gestundet 
haben möchte. 

Die deutsche Bourgeoisie weiß aber 
gleichzeitig, daß sie ohne ihren amerikani­
schen Seniorpartner und die NATO nicht 
"leben" kann. Es gibt keine politische und 
soziale Grundlage für ein "neutrales Deutsch­
land", wie es in den Köpfen vieler Pazifisten 
und Linker herumspukt. Die Frontlinie zwi­
schen kapitalistischer und antikapitalistischer 
Gesellschaftsordnung verläuft quer durch 
Deutschland, verläuft durch Berlin. Man kann 
nicht zwischen den (antagonistischen) Blöcken 
stehen. Die Notwendigkeit der Verteidigung 
von DDR und Sowjetunion springt geradezu 
ins Auge. Sozialisten und Kriegsgegner müs­
sen Seite beziehen. Was für einen Klassencha­
rakter hätte denn ein "neutrales Deutsch­
land"? Westdeutschland ist ein imperialisti­
scher Staat und kann von Natur aus nicht 
neutral sein. Eine "Neutralisierung" Gesamt­
deutschlands würde kapitalistische Konter­
revolution in der DDR bedeuten. 

Aber die westdeutsche und Westberliner 
Linke betreibt auch bewußt die Sache des 
Antikommunismus und Antisowjetismus -
das Erbe, das der politisch bankrotte und 
organisatorisch zerfallene Maoismus hinter-

Links: SPD-"Rebell" Hansen, Luftwaffenmajor der Reserve, überwand ",fliegend' 
seine Abneigungen gegen das Militärische" (Frankfurter Rundschau, 24. August) 
Rechts: Erhard Eppler versucht, die Jugend an eine "reformierte" (imperialistische) 
NATO zu ketten. 

deren Regierung geführt werden kann. Der 
Hauptfeind steht im eigenen Land! 

Unter der Raketenkoalition SPD/FDP ist 
die Bundeswehr als zweitstärkste NATO­
Armee rasanter aufgerüstet worden als je 
zuvor. Die deutsche Bourgeoisie hat nicht 
weniger als die amerikanische ein histori­
sches Interesse an der kapitalistischen 
Restauration im Ostblock. Lediglich ihre 
aktuellen, konjunkturellen Interessen unter­
scheiden sich von denen der amerikanischen 
herrschenden Klasse. Den Zeitpunkt für die 
gewaltsame, nukleare Konfrontation mit den 
degenerierten und deformierten Arbeiter­
staaten hält sie für noch nicht gekommen, sie 
setzt weiter auf die ökonomische Untermi­
nierung des Ostens, Profite möchte sie dabei 
natürlich auch machen. So hat sich Helmut 
Schmidt das Milliardengeschäft - sowje­
tisches Erdgas gegen Kruppstahl - auf dem 

Kontaktadressen 
FRANKFURT: 
Postfach 16 747 
6000 Frankfurt/Main 1 
Tel.: 0611172 70 54 

HAMBURG: 
Postfach 11 22 31 
2000 Hamburg 11 

WESTBERLIN: 
Postfach 11 06 47 
1000 Berlin 11 
Tel.: 030/882 11 75 

lassen hat (so die Gleichsetzung von UdSSR 
und USAals "Supermächte"). Besonders kraß 
kam das jüngst zum Ausdruck, als die 
tageszeitung, repräsentativ für "Stimmungen" 
eines großen Teils der "undogmatischen, 
alternativen Linken", ihre Titelseite am 13. 
August mit der Schlagzeile überschrieb, 
"Reißt die Mauem ein!" 

Für führende Sozialdemokraten wie Willy 
Brandt (Ex-Bürgermeister von Westberlin) 
und Egon Bahr war der 20. Jahrestag des 
Mauerbaus Anlaß, sich bitter über die Verei­
nigten Staaten zu beklagen, die vom Mauer­
bau vorher gewußt, somit mit dem Osten 
unter einer Decke gesteckt (" ... die weit­
gehend tatenlose Reaktion des Westens 
zeigte, wie klein das Risiko war", Vorwärts, 
6. August) und damit praktisch deutsche 
"nationale Interessen" verraten hätten. Vor 
diese vollendeten Tatsachen gestellt, hätte 
sich dann die Notwendigkeit der vor Wa­
shington nicht geteilten "Entspannungs­
politik" ergeben. 

Die sozialdemokratische "progressive" 
Variante für eine Konterrevolution in der 
DDR ist besonders gefährlich, da die Sozial­
demokratie über beträchtlichen ideologi­
schen Einfluß auf das ostdeutsche Proletariat 
verfugt, was am deutlichsten bei Brandts 
Besuch in Erfurt 1970 manifest wurde, als 
ihm Tausende von DDR-Bürgern zujubelten. 
Heute spiegelt sich sozialdemokratische Poli­
tik in den Aktivitäten und Schriften diverser 
Dissidentenkreise wider. Dieses bürgerlich­
reformistische Gift muß von Revolutionären 
entschieden bekämpft werden. 

Die Lösung der "deutschen Frage" ist die 
revolutionäre Wiedervereinigung Deutsch­
lands durch die soziale Revolution im 
Westen und die politische Revolution im 
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Kriegsgegner müssen Seite beziehen. Demonstration am 8. Mai in Westberlin 

Osten. Ein so revolutionär geeintes Deutsch­
land könnte den Weg eröffnen zu den Verei­
nigten Sozialistischen Staaten von Europa. 

SPD-"Friedenspolitik" : 
Lug und Trug seit 1914 

Unter der SPD wurde und wird die Bun­
deswehr aufgerüstet wie nie zuvor. Hans 
Apel möchte durch die Zurschaustellung des 
westdeutschen Militarismus, die öffentli­
chen Gelöbnisse, seine imperialistische 
Angriffsarmee in der Bevölkerung hoffähig 
machen - im November will er zum ersten 
Mal eine Rekrutenvereidigung in einer 
Fabrik durchfuhren. 

Gleichzeitig versucht die Sozialdemokra­
tie, Arzt am Krankenbett des Kapitalismus, 
sich als eine Kraft zu präsentieren, die den 
"Frieden sichert". Schenkt diesen reformisti­
schen Lakaien der Bourgeoisie auch nicht für 
einen Pfennig Vertrauen! Leute wie Eppler 
und Hansen (über dessen Ausschluß aus der 
SPD die endgültige Entscheidung noch nicht 
gefallen ist) wollen das schmutzige Geschäft 
besorgen, hunderttausende jugendlicher 
Kriegsgegner an das imperialistische Boll­
werk NATO zu ketten. Eppler, einer der 
Hauptredner auf der Bonner Demonstration 
am 10. Oktober, begründete sein Nein zu 
landgestützten Mittelstreckenraketen (seege­
stützte Pershings sind für ihn okay) in einem 
Newsweek-Interview (24. August) so: "Es ist 
unser Recht als Partner in der NATO, nein zu 
sagen" (Hervorhebung von uns). Auch 
Hansen - der als einziger SPD-Bundestags­
abgeordneter eine Fliegerausbildung bei der 
Luftwaffe absolvierte - ist nicht grundsätz­
lich gegen die Bundeswehr. Dieser "Frie­
denskämpfer" widersetzte sich dem Bau des 
MRCA-Flugzeugs nur, weil dessen Techno­
logie bei Einfuhrung in die Luftwaffenver­
bände bereits veraltet sein würde: 

"Als die Regierungsfraktionen am 9. Okto­
ber 1974 grünes Licht für den Bau des Tor­
nado gaben, habe ich das Milliardending 
abgelehnt, weil es ,zu teuer, politisch un­
kontrolliert und militärisch-strategisch 
unvernünftig' war. .. (Hansen 1975) 
Man wird sich in Zukunft fragen müssen, 
ob es nicht billiger ist, gleich die über­
nächste Generation neuer Waffen anzu­
schaffen ... z. B. Gelenkte Flugkörper 
statt MRCA" (Hansen 1980; zitiert nach 
Was lange gärt, wird endlich Wut - Der Fall 
Hansen, herausgegeben von Bernt Engel­
mann, Hamburg 1981) 
Dieser "SPD-Rebell" sagt auch ganz deut­

lich, daß er die in Koalition mit der durch und 
durch bürgerlichen Unternehmer-Lobby 
Genscher/Lambsdorff regierende SPD um 
jeden Preis an der Macht halten will. Anläß­
lich seines Votums gegen das Kontaktsperre­
gesetz und die "Anti-Terror"-Gesetze (die er 
für ineffektiv und überflüssig hielt) 1978 im 
Bundestag interviewte ihn Die Weltwoche(l9. 
April 1978): 

"Würden Sie es so weit treiben, ,den Kanz­
ler zu stürzen?'" 
Hansen: "Nein." ... 
"Aber er könnte sich gezwungen sehen, 
die Vertrauensfrage zu stellen ... Wie wür­
den Sie dann stimmen?" 
Hansen: "Selbstverständlich immer für 
die Koalition!" 
Die Friedenspose der SPD und SPD-

Linken ist eine Friedensattrappe! Im August 
1914 gab sie erstmals ihr Jawort zu den impe­
rialistischen Kriegskrediten, nur Karl Lieb­
knecht, der folgerichtig mit dem "stinkenden 
Leichnam" SPD (Rosa Luxemburg) brach 
und den Spartakusbund gründete, sagte nein. 
Die SPD führte 1928 in der Weimarer Repu­
blik ihren Wahlkampf mit dem heiligen Ver­
sprechen, dem Panzerkreuzerbau ihre 
Zustimmung zu versagen, nur um dieses 
"Versprechen" zu brechen. Und heute rüstet 
der ehemalige Ostermarschierer Hans Apel 
Bundeswehr und Armeen der übrigen "freien 
Welt" mit Leopard-Panzern aus! Wer gegen 
den Krieg kämpfen will, kann das nur erfolg­
reich gegen die SPD tun. Keinerlei Unterstüt­
zung für die bürgerliche SPD/FDP-Koa­
lition! 

Vetter, Loderer & Co.: schwarz-rot­
goldene Vaterlandsverteidigung 

Die Gewerkschaftsspitze, voll auf 
Schmidtl Apel-Kurs, hat der DGB-Jugend 
verboten, sich an der von der "Aktion Sühne­
z~ichen" initiierten Großdemonstration am 
10. Oktober in Bonn zu beteiligen oder den 
"Krefelder Appell" zu unterschreiben. Diese 
pazifistischen, auf die "Reform" der imperia­
listischen NATO ausgerichteten Aktivitäten 
sind Vetter, Loderer & Co. noch zu "links­
lastig"! Statt dessen haben diese Bürokraten 
einen "Friedensaufruf' aus der Tasche gezo­
gen, mit der sie Millionen westdeutscher 
Arbeiter auf Russenphobie einschwören 
möchten. Einziger Punkt von Bedeutung in 
dem Aufruf: Afghanistan, Afghanistan. "Die 
Besetzung Afghanistans verletzt das Selbst­
bestimmungsrecht dieses Volkes und ver­
setzt der Entspannungspolitik einen schwe­
ren Schlag". 

Damit stimmt der DGB in das imperialisti­
sche Zeter und Mordio über den Kampf der 
Roten Armee gegen die feudalistischen 
Rebellen ein, gibt Mullahbanden Schützen­
hilfe, die Großgrundbesitz, Brautpreis und 
die Versklavung der Frau als ein Stück Vieh 
verteidigen. 

Kein klassenbewußtes DGB-Mitglied darf 
seine Unterschrift unter diese antikommuni­
stische Hetzschrift setzen! Der Kampf der 
Roten Armee gegen mittelalterliche Mullah­
herrschaft - im Gegensatz zur Unterdrük­
kung beginnender politischer Revolutionen 
in der DDR 1953 und Ungarn 1956 - ist 
historisch fortschrittlich und muß von allen 
Gewerkschaftern unterstützt werden. 
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Polen ... 
Fortsetzung von Seite 12 

rope: The Polish Case" in U.S. Congress, 
Joint Economic Committee, r.asf European 
&onomic Assessment, 1981). 

Die Devisenknappheit verschonte auch 
die Landwirtschaft nicht, da die Regierung 
den Import von Schädlingsbekämpfungsmit­
teln reduzierte und Ersatzteile für landwirt­
schaftliche Maschinen westlicher Herkunft 
nicht besorgen konnte. Auch die Bauern 
spürten die Schwäche des Gierek-Regimes 
nach 1976 und agitierten für höhere Versor­
gungspreise, billigere Arbeitsmittel und 
andere Zugeständnisse. 1979 fielen Bauern­
streiks unter der Führung von Priestern mit 
schlechtem Wetter zusammen, was zur Re­
duzierung der Getreideernte unter das Ni­
veau von 1976 führte. Der daraus resultieren­
de Ausfall an Futtergetreide hatte alsbald die 
zu erwartenden katastrophalen Auswirkun­
gen auf den Viehbestand. Im vergangenen 
halben Jahr hat Berichten zufolge der Be­
stand an Rindern um 7 Prozent abgenom­
men und die Zahl der Schweine ist um 13 
Prozent gefallen (Economist, 1. August). 

Um den sozialen Frieden bei ihrem wichti­
gen militärischen Verbündeten aufrechtzuer­
halten, hat die Sowjetunion ständig an Polens 
westliche Kreditgeber gezahlt. Dennoch ist 
die polnische Wirtschaft unter dem Gewicht 
einer beträchtlichen Auslandsschuld und zu­
nehmender innerer Unruhe immer mehr den 
Bach heruntergegangen. 

Solidarnosc und die kalte 
Doppelherrschaft 

Im letzten Sommer machte das Gierek­
Regime einen weiteren verzweifelten Ver­
such, Polen dahin zu bringen, nicht über 
seine Verhältnisse zu leben. Zum dritten 
Male in einem Jahrzehnt versuchte die Büro­
kratie, die Nahrungsmittelpreise zu erhöhen. 
Das Ergebnis ist eine Krise, die die Nach­
kriegswelt ändern könnte. 

Eine Serie von lokalen Lohnstreiks kulmi­
nierte in einem gutorganisierten politischen 
Generalstreik, der die Ostseeküste für zwei 
Wochen stillegte. Um eine Ausdehnung des 
Streiks auf ganz Polen zu verhindern, 
erkannte das Regime das Rechtaufunabhän­
gige Gewerkschaften an, was zum ersten Mal 
in einem stalinistisch regierten Staat vorkam. 
Innerhalb von wenigen Monaten nach dem 
Abkommen von Gdansk vom 31. August 
umfaßte die neue Gewerkschaftsbewegung 
faktisch die ganze polnische Arbeiterklasse, 
einschließlich einer Million Mitglieder der 
Kommunistischen Partei. Der polnische So­
ziologe Stefan Nowak weist auf die Tiefe der 
gesellschaftlichen Transformation hin: "Die 
Schnelligkeit, mit der sich 10 Millionen Polen 
in der Solidamosc-Bewegung versammelten, 
zeugt von der Stärke der Bedürfnisse, denen 
die Bewegung dient" ("Values and Attitudes 
ofthe Polish People", Scientific American, Juli 
1981). Nowak stellt fest, daß "Facharbeiter 
jetzt die soziale Hauptkraft in Polen bilden". 

Während die neue Gewerkschaftsbewe­
gung durchaus eine echte proletarische Mas­
senbasis hat, ist sie jedoch von Anbeginn von 
proklerikalen und nationalistischen Kräften 
geführt worden, die der Sowjetunion feind­
lich, der kapitalistischen "freien Welt" aber 
freundlich gegenüberstehen. Lech Walesa 
und seine Kollegen sehen sich selbst als Füh­
rer der ganzen polnischen Nation gegen den 
"von den Russen aufgezwungenen Kommu­
nismus". Am anschaulichsten zeigt sich das 
in ihrer übereifrigen Unterstützung für die 
Organisation der Kleinbauern, der Land­
Solidamosc. Somit besteht eine reale Gefahr, 
daß die polnische Krise die Kräfte für eine 
kapitalistische Restauration ganz enorm stär­
ken könnte. Und angesichts der politischen 
Stärke der katholischen Kirche, der jetzt ein 
polnischer Papst vorsteht, ist die Gefahr der 
Konterrevolution keineswegs abstrakt. 

Seit dem Abkommen von Gdansk haben 
wir betont, daß die zentrale Aufgabe einer 
revolutionären (trotzkistischen) Vorhut 
darin bestünde, die neue Gewerkschaftsbe­
wegung zu polarisieren, um die Mehrheit der 
Arbeiter der antisowjetischen nationalisti­
schen Führung um Walesa zu entziehen. 
Trotzkisten würden in Solidarnosc für ein 
Programm kämpfen, das die strikte Tren-

nung von Kirche und Staat, die bedingungs­
lose militärische Verteidigung des Sowjet­
blocks gegen den Kapitalismus und Imperia­
lismus, die politische Revolution gegen die 
stalinistische Bürokratie und die Errichtung 
einer Regierung in den Mittelpunkt stellt, die 
auf demokratisch gewählten Arbeiterräten 
(Sowjets) basiert und die eine sozialistische 
wirtschaftliche Planung (was die Kollektivie­
rung der Landwirtschaft einschließt) durch­
führt. Dieses Programm bietet einen soziali­
stischen Ausweg aus den verzweifelten 
scheinbar endlosen Krisen, von denen Polen 
erschüttert wird. 

Die stalinistische Bürokratie ist keine Klas­
se, sondern eine Kaste, die durch die Mono­
polisierung der politischen Organisation ihre 
Herrschaft ausübt. Mag das Regime in War­
schau auch noch so fromme Erklärungen 
abgeben, so kann es doch nicht mit einer 
unabhängigen Gewerkschaftsbewegung ko­
existieren, am allerwenigsten, wenn diese die 
elementare soziale Kraft von Solidarnosc 
besitzt. Kania, Rakowski & Co. haben für 

Entscheidung wird in Polen viel früher kom­
men und wird von ganz anderen Kräften 
ausgetragen. 

Ein Arbeiter-Polen, ja! 

Die zunehmende Anarchie in Polen und 
die Drohung gewaltsamer Zusammenstöße 
zwischen Solidarnosc und dem Regime 
könnten dazu führen, daß russische Soldaten 
in den Straßen von Lodz und Warschau auf­
marschieren, um die bürokratische Ordnung 
wiederherzustellen. Ohne Zweifel wäre die 
Rechtfertigung der Stalinisten die Notwen­
digkeit zur "Bekämpfung der Konterrevolu­
tion". Gewiß gibt es durchaus umfangreiche 
Kräfte zur Restauration des Kapitalismus, 
von der landbesitzenden Bauernschaft bis 
zur katholischen Kirche. Doch es ist gerade 
die stärkste konterrevolutionäre Macht auf 
der Welt, der US-Imperialismus, der den 
Kreml in bezug auf Polen zu provozieren ver­
sucht. Reagan und Haigwollen, um ihre anti­
sowjetische Kriegshetze anzuheizen, pol ni-

Einkauf in Polen: Kein Reiseh, keine Seife, keine Zigaretten. Ohne Arbeit kein Essen. 

sich - um den Preis eines wirtschaftlichen 
Chaos - lediglich etwas Zeit erkauft. 

Unter Druck von Solidarnosc hat die 
Regierung die Löhne um über 20 Prozent 
erhöht, während die Produktion, zum 
großen Teil dank der Einführung der Fünf­
tagewoche im Januar, ins Bodenlose gefallen 
ist. Die Förderung von Kohle, der Hauptex­
portware, ist im letzten Jahr um 20 Prozent 
gefallen und reicht kaum für die inländischen 
Erfordernisse. In der Landwirtschaft ist die 
Situation sogar noch schlechter. Die Fleisch­
erzeugung ist um 20 Prozent zurückgegan­
gen. 1980 wurde die Kartoffelernte halbiert, 
die Zuckerrübenproduktion beträgt ein Vier­
tel weniger. Um die Nachfrage dem Angebot 
anzupassen, hat das Regime eine Anhebung 
der Preise für Nahrungsmittel und andere 
Gebrauchsgüter um durchschnittlich 110 
Prozent 0) bei gleichzeitiger Einfrierung der 
Löhne angekündigt. Polen ist im Begriff, aus 
einem extremen Fall von unterdrückter Infla­
tion zu einem extremen Fall von offener 
Inflation zu werden. 

Der drastische Rückgang in Produktion 
und Verbrauch hat das Zahlungsbilanzdefizit 
nicht gemildert. Im Gegenteil ist seit dem 
Abkommen von Gdansk Polens Verschul­
dung in harter Währung von 21 auf 27 Mil­
liarden Dollar gesprungen. Die polnischen 
Stalinisten haben dadurch auf die Krise rea­
giert, daß sie sich in noch größere Abhängig­
keit vom westlichen Finanzkapital begeben 
haben. Gleichzeitig haben sie sich darauf ver­
lassen, daß der Kreml sie freikauft - zum 
Preis von viereinhalb Milliarden Dollar in 
bilateralen Krediten und solchen in harter 
Währung seit den Streiks vom letzten 
Sommer. 

Sie bewegen sich ebenfalls in Richtung auf 
größere Abhängigkeit von ihren eigenen 
Kleinkapitalisten. Der neue Fünfjahresplan 
(schon an sich ein Ausdruck eines hoffnungs­
losen Optimismus) sieht vor, den Anteil der 
Landwirtschaft an den Investitionen von 15 
auf 25 Prozent zu erhöhen, wovon drei Vier­
tel den Privatfarmen zufließen sollen (&ono­
mist, 11. Juli). Mit anderen Worten: es sollen 
fast 20 Prozent des gesamten staatlichen 
Investitionsfonds in die Hände der landbesit­
zenden Bauern gelegt werden, was die sozia­
le Basis für die Konterrevolution erheblich 
stärken würde. Aber man braucht diesem 
ausgeprägt bürokratischen Fünfjahresplan 
ohnehin nicht viel Glauben zu schenken. Die 

sche Arbeiter sehen, die Molotowcocktails 
auf russische Panzer werfen. 

Im besten Falle würde eine sowjetische 
Militärintervention zum Einfrieren der politi­
schen Differenzierung in der Arbeiterklasse 
führen, die unumgänglich ist für die einzig 
progressive Lösung der polnischen Krise, für 
die politische Revolution des Proletariats. 
Zumindest würde sie die entscheidende Kon­
frontation zwischen den Arbeitern mit ihren 
stalinistischen Machthabern verschieben. 
Aber sie könnte auch zu weit Schlimmerem 
führen. Sie könnte gewaltsamen Widerstand 
bei den Polen entzünden, der ein Blutbad 
nach sich zieht, welches die Arbeiterklasse 
politisch zerschmettert, und sie könnte eine 
Explosion des antirussischen Nationalismus 
hervorrufen, den zu überwinden Jahre, viel­
leicht sogar Jahrzehnte kosten würde. Das 
wäre nicht bloß eine Niederlage für die sozia­
listische Bewegung, sondern eine historische 
Katastrophe. 

Die Opposition von Solidarnosc gegen 
eine zentral geplante Wirtschaft (zum Aus­
druck gebracht in Rufen nach "selbstverwal­
teten Unternehmen" - siehe dazu den beglei­
tenden Artikel auf Seite 5) und die "Hun­
germärsche" sind beide Äußerungen der 
Anarchie, in die das Land versunken ist. Aber 
Polen braucht keine Anarchie - es braucht 
eine sozialistische Ordnung. Wenn es jemals 
ein schreiendes Bedürfnis nach sozialisti­
scher wirtschaftlicher Planung gegeben hat, 
dann heute in Polen. Aber sozialistische wirt­
schaftliche Planung ist nur unter der Führung 
einer authentischen revolutionären Arbeiter­
partei möglich. Und das erfordert den Sturz 
der stalinistischen Bürokratie, die das verge­
sellschaftete Eigentum untergräbt. Die polni­
schen Arbeiter und das internationale Prole­
tariat müssen die revolutionären Errungen­
schaften verteidigen, die es Polen ermöglich­
ten, aus der ländlichen Rückständigkeit der 
osteuropäischen Ebenen das zehntgrößte 
Industrieland der Welt zu schaffen! 

Von einer proletarischen Lösung der wirt­
schaftlichen Krise kann keine Rede sein ohne 
die Kollektivierung der Landwirtschaft und 
ohne die AnnulIierung der imperialistischen 
Auslandsschulden. Doch diese bei den Pro­
grammpunkte stehen in direktem Gegensatz 
zum Klerikalnationalismus der Führung von 
Solidarnosc. Die von Solidarnosc beschwo­
rene Solidarität der polnischen Nation veran­
laßt sie, sogar die organisierten Kleinbauern 
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zu verteidigen, selbst wenn sie die Nahrungs­
mittelpreise bei gleichzeitiger Reduzierung 
des Angebots in die Höhe treiben. Die 
Annullierung der kapitalistischen Schulden 
träfe gewiß aufVergeltungsmaßnahmen wirt­
schaftlicher und politischer Art. Eine revolu­
tionäre Arbeiterregierung würde einer sol­
chen imperialistischen Vergeltung entgegen­
treten, indem sie die westeuropäische Arbei­
terklasse aufriefe, gemeinsam mit ihr für ein 
neues großes Ziel zu kämpfen, die Vereinig­
ten Sozialistischen Staaten von Europa. Ein 
solcher Aufruf ist bei Walesa und seinen Kol­
legen nicht nur undenkbar, er geht vielmehr 
gegen ihre gesamten politischen Auf­
fassungen. 

Die Vorstellung eines "Sozialismus in 
einem Lande" - mit oder ohne Arbeiter­
selbstverwaltung - ist ein stalinistisches ideo­
logisches Phantasiegebilde. Es kann ganz ge­
wiß kein "unabhängiges, sozialistisches 
Polen" geben, das irgendwie unberührt bleibt 
von der Hetze des Kapitalismus und Imperia­
lismus zur Zerstörung der Sowjetunion. Eine 
sozialistische Zukunft für Polen ist abhängig 
von der revolutionären Einheit der polni­
schen und russischen Arbeiter, einer Einheit, 
die gegen die stalinistische Bürokratie gerich­
tet ist, deren jahrzehntelange Kapitulation 
vor bürgerlichen Kräften für die gegenwärti­
ge verheerende Lage verantwortlich ist. 
Polen braucht dringend einen großzügigen 
Wirtschaftsplan zum Wiederaufbau der 
Industrie und zur Auslösung einer technolo­
gischen Revolution in der Landwirtschaft, 
basierend auf der kollektivierten Wirtschaft 
der proletarischen Staatsrnacht. Eine von 
trotzkistischen Parteien geführte politische 
Arbeiterrevolution im ganzen stalinistisch 
beherrschten Osteuropa würde soviel Enthu­
siasmus, Aufopferung und soviel Arbeitsdis­
ziplin inspirieren, damit in Polen wieder die 
Arbeit läuft - und um den Weg zum Sozialis­
mus zu öffnen. 

Übersetzt aus Workers Vanguard Nr. 287 
14. August 1981 
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Sozialismus ~! 
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das ganz deutlich. 1977 kamen in Slowenien 
auf jede freie Stelle im vergesellschafteten 
Sektor im Durchschnitt 1,5 Arbeitssu­
chende; in Kosovo entfielen jedoch auf jede 
freie Stelle 35 Arbeitssuchende! Ungleichhei­
ten dieser Größenordnung können leicht 
reaktionäre nationalistische Bewegungen 
schüren und schaffen brauchbares Material 
für imperialistische Intrigen. 

Wenn die Sowjetunion auch keineswegs 
frei von nationalen Konflikten und großrussi­
schem Chauvinismus ist, so hat die zentrale 
Planung es ihr doch ermöglicht, den einst 
klaffenden Abgrund zwischen den fast hoff­
nungslos rückständigen Völkern Zentral­
asiens und denen im europäischen Rußland 
spürbar zu überbrücken. Der liberale briti­
sche Volkswirtschaftler Alec Nove, durchaus 
kein Bewunderer des sowjetischen Wirt­
schaftssystems, bestätigt dies: "Die Lohntari­
fe in Zentralasien gleichen denen in Zentral­
rußland, die Preise für Baumwolle, Zitrus­
früchte, Trauben und Tabak waren vergleichs­
weise günstig, die in Zentralasien eingerich­
teten sozialen Dienste liegen auf dem übli­
::hen sowjetischen Niveau, und die Budget­
statistiken zeigen, daß zusätzliche Summen 
für die Budgets der zurückgebliebenen Re­
publiken bereitgestellt werden" (The Soviet 
&onomic System, 1977). Sicherlich würde 
aber eine Arbeiterregierung in der Sowjet­
union die nach wie vor großen Ungleichhei­
ten, die von der parasitären Krernlbürokratie 
gepflegt werden, unter anderem dadurch 
überwinden, daß die Abwanderung aus den 
übervölkerten zentralasiatischen Republiken 
in die Regionen Rußlands und Sibiriens, 
wo Arbeitskräftemangel herrscht, ermutigt 
würde. 

Die trotzkistische Antwort auf den 
bürokratischen Zentralismus 

Die Befürwortung der Selbstverwaltung 
der Unternehmen durch Solidarnosc offen­
bart den Einfluß liberaler stalinistischer und 
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sozialdemokratischer Intellektueller auf der 
einen Seite und möglicherweise primitiver 
syndikalistischer Impulse auf der anderen. 
Ebenso spiegelt sie die nationalistische 
Ablehnung des "russischen Kommunismus" 
wider. In den deformierten Arbeiterstaaten 
Jugoslawien und Ungarn wird die Tendenz 
der autonomen Unternehmen, kapitalisti­
sche Wirtschaftsbeziehungen neu aufleben 
zu lassen, von einem nach wie vor starken 
Staatsapparat begrenzt und eingedämmt. 
Aber unter den anarchischen Bedingungen 
Polens könnten sich selbstverwaltete Unter­
nehmen sogar von der bloß nominellen staat­
lichen Kontrolle befreien. 

Sollte das Programm von Solidarnosc 
jemals ausgeflihrt werden, dann würde es zu 
den Übeln, unter denen die polnischen 
Arbeiter bereits leiden, noch die Massenar­
beitslosigkeit hinzufligen, es würde die wirt­
schaftliche Durchdringung durch den Impe­
rialismus erleichtern und die Kräfte stärken, 
die eine Wiederherstellung des Kapitalismus 
betreiben. Eine Wiederherstellung des Kapi­
talismus hieße blutige Konterrevolution, 
nicht etwa ein friedlicher, allmählicher und 
rein wirtschaftlicher Prozeß. Aber alle markt­
orientierten "Reformen", die die polnische 
Wirtschaft noch weiter atomisieren, können 
die konterrevolutionäre Gefahr nur ver­
größern. 

Die Beflirworter des "Marktsozialismus", 
wie Brus und Sik, argumentieren, daß die tra­
ditionelle Planung des sowjetischen Typs 
bedeutende Ressourcen, besonders auf dem 
Konsumgütersektor, vergeudet. Sie produ­
ziert häufig minderwertige Güter. Nutzlose 
Gegenstände stapeln sich in den Kaufhäu­
sern, während an anderen Bedarfsartikeln ein 
chronischer Mangel besteht. All das stimmt 
und stellt flir Trotzkisten wahrhaftig keine 
Neuigkeit dar. 

Noch bevor Stalin mit seinem ersten Fünf­
jahresplan den Lebensstandard herabdrück­
te, denunzierte die Linke Opposition die 
bürokratische Willkür in der wirtschaftlichen 
Verwaltung und die Gleichgültigkeit gegen­
über dem Wohl der Verbraucher. Die Platt­
form der Vereinigten Opposition von 1927 
verlangte "die Senkung der Preise, die in 
erster Linie die Gegenstände des Massen­
konsums der Arbeiter und Bauern berührt". 
Sie beschreibt ferner "eine Politik der Preis­
senkung, die mehr den Bedingungen auf 
dem Markt angepaßt ist, die spezifischer ist -
das heißt, die die Marktposition einer be­
stimmten Sorte von Gütern mehr in Betracht 
zieht". 

1932, auf dem Höhepunkt von Stalins öko-
nomischem Abenteurerturn, schrieb Trotzki: 

"Die Teilnahme der Arbeiter selbst an der 
Leitung des Landes, seiner Politik und 
Wirtschaft, unmittelbare Kontrolle über 
die Bürokratie, Wachsen des Verantwor­
tungsgeflihls der Verwaltenden gegenüber 
den Verwalteten - all das würde sich zwei­
fellos wohltuend auf die Produktion selbst 
auswirken, die inneren Reibungen ver­
mindern, die kostspieligen Wirtschafts­
zickzacks auf ein Minimum bringen, eine 
gesündere Verteilung der Kräfte und Mit­
tel sichern und letzten Endes den allge­
meinen Wachstumskoeffizienten stei­
gern. Die Sowjetdemokratie ist vor allem 
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, Lebensbedürfnis flir die Wirtschaft selbst" 
(L. Trotzki, "Was nun?"). 
Selbstverständlich sollte eine Arbeiter­

regierung unter wirkungsvollstem Einsatz 
der Ressourcen die Sorten von Konsumgü­
tern produzieren, die die Leute auch wirklich 
wollen. Aber das hat nichts zu tun mit dem 
atomisierten Wettbewerb zwischen den ein­
zelnen Unternehmen. Die zentrale wirt­
schaftliche Verwaltung sollte die Erzeugung 
verschiedener Güter dauernd in enger Bera­
tung mit Verbraucherkooperativen abstim­
men, um die Marktnachfrage zu befriedigen. 
Natürlich ergibt es keinen Sinn - außer flir 
einen irregeflihrten Gosplan-Apparatschik-, 
Langzeitberechnungen anzustellen, wenn es 
um die Anzahl von Schuhen flir verschiede­
ne Kaufhäuser oder von Schraubenschlüs­
seln geht, die an Autowerkstätten geliefert 
werden sollen. Gegenstände des Langzeit­
plans sind der Bau neuer Fabriken, Bergwer­
ke, Eisenbahnen, Flughäfen usw., die Durch­
flihrung größerer Neuausrüstungen, Stadt­
erneuerungen und dergleichen. 

Wie Trotzki vor langer Zeit schrieb, kann 
nur die Interaktion der Arbeiterdemokratie, 
des Plans und des Marktes die Wirtschaft 
durch die Übergangs periode vom Kapitalis­
mus zum Kommunismus leiten. Das ist das 
Ziel des trotzkistischen Aufrufs zur proletari­
schen politischen Revolution in den bürokra­
tisch degenerierten/deformierten Arbeiter­
staaten: nicht rückwärts zur Anarchie des 
Marktes mit der dazugehörigen Inflation und 
Arbeitslosigkeit, nationalem Chauvinismus 
und imperialistischem Krieg, sondern vor­
wärts zum Sozialismus durch eine interna­
tional geplante, auf der Sowjetdemokratie be­
ruhende Wirtschaft. 
Übersetzt aus Workers Vanguard Nr. 287, 

14. August 1981 

Majdanek. • • 
Fortsetzung von Seite 2 

bei einem Juden promoviert. Als eine Lager­
insassin schilderte: "Ich mußte Blechdosen 
voll des tödlichen Zyklon B vom Magazin in 
die Gaskammer tragen", verlangte er die 
sofortige Festnahme des gepeinigten Opfers 
wegen Beihilfe zum Mord! Bock war der ein­
zige Verteidiger, der wegen eines Ermitt­
lungsverfahrens ausscheiden mußte. Die 
anderen Anwälte konnten ohne ernsthafte 
Behinderung das Grauen des Hitler-Faschis­
mus beschönigen. Der Frankfurter Verteidi­
ger Hermann Stolting II gehört selbst auf die 
Anklagebank oder besser noch ausgeliefert 
an die Polen, die sich genauer als die west­
deutsche Klassenjustiz an seine Verbrechen 
erinnern können. Stolting - "treu zum natio­
nalsozialistischen Staat", wie ihm sein Nazi­
Arbeitgeber bestätigte - verurteilte von Mitte 
1941 bis Mitte 1943 als Ankläger an einem 
Sondergericht im polnischen Bydgoszcz zum 
Beispiel Schwarz schlächter von Schweinen 
zum Tod durch den Scharfrichter. 

Während die westdeutsche Justiz Berufs­
verbote über DKP-Mitglieder verhängt, 
RAF-Verteidiger wegen "Unterstützung 
einer kriminellen Vereinigung" unter Ankla­
ge stellt und RAF-Unterstützer in Hoch­
sicherheitstrakten begräbt, waren die Majda­
nek-Angeklagten fast während der gesamten 
Prozeßdauer auffreiem Fuß. NS-Verbrecher, 
die kleinen faschistischen Banden und die 
Mitglieder des Ku-Klux-Klans in der in West­
deutschland stationierten US-Armee können 
auf den Schutz durch bürgerliche Richter 
rechnen. SS-Massenmörder Strippel, einer 
der verbleibenden neun Angeklagten, hat sei­
ne blutige Spur in den Konzentrationslagern 
Sachsenhausen, Buchenwald, Natzweiler im 
Elsaß, Ravensbrück und Vught in Holland 
hinterlassen. 1949 erhielt er lebenslänglich 
flir die gemeinschaftliche Ermordung von 21 
jüdischen Häftlingen im KZ Buchenwald, 
wurde aber im Revisionsverfahren zu sechs 
Jahren Zuchthaus verurteilt; wegen "un­
schuldig erlittener Haft" erhielt er eine Ent­
schädigung von 150 000 DM. Ein anderes 
Verfahren wegen der Erhängung von 20 jüdi­
schen Kindern, ihren Betreuern und 24 so­
wjetischen Kriegsgefangenen in Hamburg ist 
vom zuständigen Oberstaatsanwalt mit der 
zynischen Erklärung gestoppt worden: "Ih­
nen (den Kindern) ist also über die Vernich-

tung des Lebens hinaus kein weiteres Übel 
zugefligt worden ... " In Anlehnung an diesen 
Beschluß konnte der Verteidiger der "Stute" 
von Majdanek auf Freispruch plädieren: 
"Über die durch den Akt der Tötung selbst 
unvermeidbar ausgelösten Härten hinaus" 
hätten die Opfer keine Schmerzen oder Quä­
lereien zu erleiden gehabt. 

Das Majdanek-Urteil zeigt, wie alle vorher­
gehenden NS-Prozesse in Westdeutschland, 
daß die Bourgeoisie und ihre Klassenjustiz, 
die Faschisten und ihre Versuche, die "Ehre" 
des mörderischen Nazi-Regimes zu retten, 
tolerieren, selbst wenn sie sie jetit noch nicht 
als Sturmtruppen gegen das Proletariat benö­
tigen. Der Aufsehen erregende Fall van der 
Lubbe, der 1933 von den Nazis wegen 
Reichstagsbrandstiftung zum Tode verurteilt 
wurde, zeugt von dem Traditionsverständnis 
westdeutscher Gerichte, die sich unter Zu­
hilfenahme juristischer Spitzfindigkeiten 
weigern, Nazi-Urteile aufzuheben. 47 Jahre 
nach der Vollstreckung des Urteils konnte 
der Bruder van der Lubbes mangels einer 
"entsprechenden Zuständigkeitsregelung" 
keine Rehabilitation erreichen. Sogar 
Bundesverfassungsrichter Martin Hirsch 
mußte nach der Aufhebung des Freispruchs 
flir van der Lubbe durch das Berliner Kam­
mergericht zugeben, das sei "die große 
Schande der deutschen Nachkriegsjustiz, 
daß sie es nicht fertiggebracht hat, einen ein­
zigen der Mörder in der Richterrobe zur 
Rechenschaft zu ziehen" (Franlifurter 
Rundschau, 24. April). Vielmehr hat der 
westdeutsche Staat das Erbe der faschisti­
schen "Justiz" - wie im Fall van der Lubbe 
- angetreten. 

Es ist kein Geheimnis, daß hochrangige 
Braunhemden Schlüsselpositionen in west­
deutscher Politik und Wirtschaft besetzen, 
ganz zu schweigen von der von Nazis durch­
setzten Bundeswehr, wo im vorigen Jahr in 
der Münchner Bundeswehrhochschule Pa­
pierzettel mit der Aufschrift "Juden" ver­
brannt wurden. Bundespräsident Carstens, 
selbst ehemaliges NSDAP-Mitglied, verlieh 
im Mai das Bundesverdienstkreuz am Bande 
an Josefine Jürgens flir ihre "besonderen Ver­
dienste durch selbstlose und aufopfernde 
Betreuung von Strafgefangenen". Diese 
"selbstlose" Betreuung galt vor allem auch 
den angeklagten Henkersknechten im Maj­
danek-Prozeß, organisiert von der "Stillen 
Hilfe", die über gute Kontakte zur neonazisti­
schen Wiking Jugend und der HIAG, der 
Organisation ehemaliger SS-Angehöriger 
verfügt! 

Seit dem 8. Mai 1945 sind laut der Lud­
wigsburger Zentralstelle zur Verfolgung der 
Kriegsverbrechen 87 305 Ermittlungen ein­
geleitet worden, verurteilt wurdenjedoch nur 
6449 Angeklagte. Das sind zehntausende 
von Freibriefen flir das unermeßliche 
Grauen und Elend, mit dem der Hitler-Fa­
schismus Europa überzogen hat. Aufwind 
auch flir die seit einem halben Jahr mit 
großem Propagandaeinsatz wieder betriebe­
ne Kampagne zur Freilassung von Rudolf 
Hess, der nur dank der hartnäckigen Weige­
rung der Sowjetunion noch nicht entlassen 
wurde. Von der großbürgerlichen Frankfurter 
Allgemeinen Zeitung bis zur neulinken tages­
zeitung werden die Menschenrechte flir Hit­
lers Stellvertreter in Beschlag genommen. 
Was ist mit den Menschenrechten deIjeni­
gen, die der "Endlösung" entrinnen konn­
ten, den Menschenrechten der Opfer der 
blutigen Terroranschläge in Paris, München, 
Bologna? 

Die bürgerliche Presse lamentierte wäh­
rend des Majdanek-Prozesses über die 
Zuverlässigkeit von Zeugenaussagen nach 
über 40 Jahren, die schon 1965, 1969 und 
1979 stattgefundene Debatte über die VeIjäh­
rung von NS-Verbrechen lebt wieder auf. 

Recht und Rache flir die Opfer des Nazi­
Terrors war von den Nürnberger Prozessen 
der imperialistischen Siegermächte nach 
1945 nicht zu erwarten. Die Reste der faschi­
stischen Brut hätten nur durch die Gerichte 
einer Arbeiterregierung als erster Akt eines 
sozialistischen Neuaufbaus ausgemerzt 
werden können. Wenn wir auch heute die 
Bestrafung der Nazi-Mörder durch die An­
wendung bürgerlichen Rechts fordern, so ist 
es eine gefährliche Illusion, vom bürger­
lichen Staat ein Verbot der faschistischen 
Banden zu fordern. Erst die Arbeiterregie­
rung eines wiedervereinigten revolutionären 
Deutschlands wird auch in Westdeutschland 
mit diesem Abschaum aufräumen. 

-, -" ... ----.~. 

11 

NATO ... 
Fortsetzung von Seite 9 

"Russen raus aus Afghanistan" ist aber 
nicht die einzige skandalöse Aktivität der 
reformistischen Gewerkschaftsflihrer. Wer 
versucht, das nach Bremen schwer ange­
schlagene Image der imperialistischen Bun­
deswehr wieder aufzupolieren? Kein Gerin­
gerer als die Führung des DGB! Anfang 
August vereinbarten DGB und Bundeswehr 
eine gemeinsame 7-Punkte-Erklärung, in der 
es heißt: 

"Wunsch und Sehnsucht nach Frieden 
reichen aber allein nicht aus ... Die Bun­
desrepublik Deutschland ... hat als Part­
ner in dem kollektiven Sicherheitsbündnis 
der NATO mit anderen freien Völkern 
gemeinsam Verantwortung und Risiken 
zu tragen. Frieden muß erst möglich ge­
macht werden durch Selbstbehauptungs­
willen ... 
Der Auftrag der Bundeswehr ist Friedens­
sicherung, Wehrdienst, aktiver Dienst flir 
den Frieden ... 
Überkommene gegenseitige Vorbehalte 
aus diesem historischen Spannungsver­
hältnis (zwischen Militär und Gewerk­
schaften) entbehren heute jeglicher 
Grundlage. .. Die Bundeswehr und der 
Deutsche Gewerkschaftsbund sind darum 
entschlossen, solche Vorbehalte auszu­
räumen. Wechselseitiges Vertrauen und 
Achtung vor dem Auftrage des anderen 
sind deshalb die Voraussetzungen flir 
lebendige und belastbare Beziehungen 
zwischen der Bundeswehr und den 
Gewerkschaften." (Franlifurter Rund­
schau, 6. August) 

Zerstört den Kapitalismus oder der 
Kapitalismus zerstört uns! 

Diese Leute, die die westdeutsche Arbei­
terklasse auf Hurrapatriotismus einschwören 
möchten, sind die gleichen, die mit der (Me­
tall-)Tarifrunde im Frühjahr einen kräftigen 
Reallohnabbau absegneten und die ange­
sichts massiv ansteigender Arbeitslosigkeit, 
dem Millionenraub beim Arbeitslosengeld, 
dem Abbau zahlreicher Sozialleistungen 
nichts besseres zu tun haben, als flir eine "Er­
gänzungsabgabe" zu agitieren, mit der der 
Bevölkerung noch mehr Scheine aus dem 
Geldbeutel gezogen und den Kapitalisten (so 
den Stahlkonzernen) Subventionen "zwecks 
Konjunkturbelebung und Schaffung von 
Arbeitsplätzen" zugeschustert werden sollen. 

Die westdeutsche Arbeiterklasse muß vom 
Einfluß ihrer sozialdemokratischen Irreflih­
rer gebrochen werden. Das Proletariat benö­
tigt eine revolutionäre Arbeiterpartei, die 
Schluß macht mit der Herrschaft der Bour­
geoisie und dem Massenmord imperialisti­
scher Kriege. Wenn ihr daflir kämpfen wollt: 
demonstriert am 10. Oktober in Bonn mit der 
Trotzkistischen Liga Deutschlands! Kämpft 
flir die Zerstörung des Kapitalismus, oder der 
Kapitalismus zerstört uns! • 
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SPARTAKIST 
Proletarisch-politische Revolution 
wird Polen in Gang bringen 

c 
• 
In I·. 
Zehntausende marschieren durch Lodz und 
protestieren gegen die Lebensmittelknapp­
heit. Ein Pulk von 200 Bussen und Lastwa­
gen legt drei Tage lang die Innenstadt von 
Warschau lahm; die Anftihrer der Aktion ver­
langen von der Regierung, sie solle eine Re­
duzierung der Fleischration um 20 Prozent 
zurücknehmen. Doch sogar Solidarnose­
Sprecher geben zu, daß die Kürzung der 
Ration durch tatsächliche Knappheiten 
erzwungen wird. Es gibt einfach kein Fleisch, 
keine Seife oder Zigaretten. Und jetzt plant 
die Regierung Preiserhöhungen um 100 bis 
300 Prozent ftir elementare Konsumgüter. 
Wie lange kann das noch so weitergehen? 

Seit aus dem Generalstreik im letzten 
Sommer eine machtvolle neue Gewerk­
schaftsbewegung, die Solidarnose, entstan­
den ist, befindet sich Polen im Zustand einer 
kalten Doppelherrschaft. Wahrend Solidar­
no se und das geschwächte Regime von einer 
Konfrontation zur nächsten taumeln, umje­
weils in letzter Minute vor der schlimmsten 
Konsequenz zurückzuschrecken, verfiel das 
Land zunehmend in ein ökonomisches 
Chaos. Teilweise haben die Leute aufgehört 
zu arbeiten, weil sie sich ftir die Zlotys, die sie 
verdienen, nichts mehr kaufen können. Aber 
im Grunde ist der allgemeine Zusammen­
bruch der Arbeitsdisziplin ein politisches 
Problem. Das offizielle "kommunistische" 
System (tatsächlich die stalinistische büro­
kratische Herrschaft) ist hoffnungslos diskre­
ditiert. Niemand glaubt mehr daran, die 
Zeit auf den Stand von 1980 zurückstellen zu 
können. Doch gleichzeitig weiß niemand, 
was morgen passieren wird - es gibt kein po­
sitives Ziel mehr, ftir das es sich zu arbeiten 
lohnt. 

Ohne Arbeit kein Essen 

Keine bedeutende Kraft in Polen kämpft 
ftir eine sozialistische Lösung der Krise. Viel­
mehr hat die anhaltende soziale Krise eine 
zutiefst anarchische Haltung hervorgebracht, 
die durch nationalistische Ressentiments 
noch angeheizt wird. Die "Hungermarschie­
rer" haben jedes Bewußtsein davon verloren, 
daß jemand die Hühner aufziehen, schlach­
ten, rupfen und transportieren muß, damit es 
Geflügel in den Läden gibt. Um zu essen, 
muß man arbeiten! Stattdessen scheinen sie 
zu glauben, daß das Fleisch irgendwie in den 
Läden auftauchen wird, wenn sie laut de­
monstrieren, die Bürokratie verdammen, die 
historische Misere der polnischen Nation be­
klagen, Maria Theresia denunzieren, die 
Erste, Zweite und Dritte Teilung bejammern 
und Rußland ftir das Massaker im Wald von 
Katyn verantwortlich machen. Vielleicht 
denken sie, wenn sie nur genug Krach schla­
gen, werden die Russen, um sie zu beruhi­
gen, ein weiteres Mal mit Geflügelliefe­
rungen von ihren Kollektivfarmen aufkreu­
zen, wo alte Witwen der Rotarmisten, die 
gefallen sind, als sie Polen von Nazi­
deutschland befreiten, die Hühner füttern. 

Warschau, Mitte 
August: Konfronta­
tion zwischen 
Solidarnosc und 
Kania &Co. 

Das Regime, das möglicherweise nach der 
Aufnahme zweier weiterer Generale etwas 
härter geworden ist, hat warnend daraufhin­
gewiesen, daß die selbsternannten "Hunger­
märsche" (in Wirklichkeit verhungert nie­
mand) zur "Explosion eines nationalen Kon­
fliktes" fUhren könnten. Und das könnten sie 
in der Tat. In Warschau hat am 3. August 
zum ersten Mal Polizei eine Solidarnose­
Demonstration gestoppt, um sie daran zu 
hindern, zum Hauptquartier der Kommuni­
stischen Partei zu marschieren. Und über der 
ganzen Krise liegt von Anfang an die Dro­
hung einer möglichen sowjetischen militäri­
schen Intervention, wobei der Kreml einen 
solchen Schritt offenbar mit großem Wider­
willen in Betracht zieht. Aber unabhängig 
von den subjektiven Absichten des Kremls, 
der Stalinisten in Warschau und der Führung 
von Solidarnose treibt das wirtschaftliche 
Chaos Polen in den Abgrund. Wie wir in 
"Wohin geht Polen?" (Spartakist Nr. 37, Mai 
1981) schrieben: "Die massive Streikwelle in 
den Ostseehäfen im letzten August demon­
strierte in dramatischer Weise den Bankrott 
der stalinistischen Herrschaft und stellte die 
polnischen Arbeiter vor eine historische 
Wahl: entweder den Weg der blutigen Kon­
terrevolution im Bund mit dem Imperialis­
mus oder den Weg der proletarisch-politi­
schen Revolution zu gehen." 

Die Wurzeln von Polens 
Großer Krise 

Polen erlebt gegenwärtig einen wirtschaft­
lichen Zusammenbruch, der in gewisser Wei­
se Vergleiche mit der kapitalistischen Welt­
wirtschaftskrise in den dreißiger Jahren nahe­
legt. Laut der offiziellen Prognosen wird die 
nationale Produktion in diesem Jahr um 15 
Prozent fallen, nach einem Absinken um 4 
Prozent im Jahr 1980 und von 2,5 Prozent im 
Jahr zuvor. Wie kann das in einer geplanten 
vergesellschafteten Wirtschaft geschehen? 

Die direkten Ursprünge der wirtschaftli-

s 

chen Krise liegen in dem Versuch der Büro­
kratie unter Edward Gierek, die kämpferi­
sche Arbeiterklasse unmittelbar nach der ge­
waltigen Erhebung an der Ostseeküste 1970 
zu kaufen. Mit dem Versprechen einer bei­
spiellosen Prosperität stürzte sich Gierek in 
ein beispielloses Importabenteuer. Ganze 
Fabriken und hochentwickelte, erstklassige 
Ausrüstungen wurden in beträchtlichem 
Ausmaß vom Westen erworben, ebenso ferti­
ge Konsumgüter. Das Gierek-Regime ging 
davon aus oder hoffte zumindest, all dies 
durch die Produktion einer Menge billig her­
gestellter Exporte. zu bezahlen. Diese Hoff­
nungen wurden, milde ausgedrückt, nicht 
erfüllt. Zwischen 1971 und 1975 betrugen die 
Kosten ftir die Importe das Doppelte der Ex­
porteinnahmen und 1976 war das stalinisti­
sche Polen mit mehr als 10 Milliarden Dollar 
an die Bankiers von Frankfurt und Wall 
Street verschuldet. 

Das Gierek-Regime verpfändete die polni­
sche Wirtschaft nicht nur an das westliche Fi­
nanzkapital, sondern auch an die eigenen 
ländlichen Kleinkapitalisten. Wahrend sie die 
Nahrungsmittelpreise ftir die städtischen 
Verbraucher einfror, erhöhte die Regierung 
die Versorgungspreise, die den landbesitzen­
den Bauern gezahlt werden. Im Ergebnis 
wurden die Nahrungsmittelsubventionen in 
den siebziger Jahren zwanzig Mal angehoben 
und belaufen sich inzwischen auf70 Prozent 
der den Bauern bezahlten Preise. Privat­
bauern erhalten 14 Zloty für einen Liter 
Milch, der den Verbrauchern in den Läden 
für 2,90 Zloty verkauft wird. Trotz der zusätz­
lichen Anreize kann Polens überalterte, inef­
fektive Kleinbauernschaft nicht annähernd 
soviel produzieren, um der gestiegenen Ver­
brauchemachfrage zu entsprechen. Und 
trotz der beschwichtigenden Politik der Stali­
nisten bleibt das ländliche Kleinbürgertum 
zutiefst antikommunistisch und unter dem 
Einfluß der klerikalen Reaktion. Seine grund­
legende gesellschaftliche Einstellung wurde 
kürzlich zusammengefaßt von dem briti­
schenJoumalisten Tim GartonAsh: "Es sind 

gerade die konservativen katholischen 
Bauern im Südosten Polens, die den 
Kommunismus stürzen würden, sobald ein 
Kardinal seinen Hut fallen läßt" (Spectator, 
14. Februar). 

Im Juni 1976 unternahm das Gierek-Regi­
me einen Schritt, um aus der wirtschaftlichen 
Grube herauszukommen, welche es sich 
selbst gegraben hatte. Um landwirtschaftli­
che Produkte ftir den Export freizubekom­
men, kündigte es eine Anhebung der Lebens­
mittelpreise an, die sich auf durchschnittlich 
60 Prozent belief. Die Arbeiter antworteten 
mit gewaltigen Streiks und Demonstrationen 
und innerhalb von 24 Stunden waren die 
Preiserhöhungen rückgängig gemacht. Um 
die knappen Devisen zu sparen, reduzierte 
die Regierung stattdessen den Import von 
Rohmaterialien und Halbfertigfabrikaten, 
wobei siejedoch ein hohes Maß an Importen 
von Fleisch, anderen Nahrungsmitteln und 
fertigen Konsumgütern (einschließlich Sony­
Fernsehgeräten) beibehielt! In den späten 
siebziger Jahren verbrauchte Polen jährlich 
70 kg Fleisch pro Kopf, mehr als Italien oder 
Spanien. Zur gleichen Zeit konnten viele Fa­
briken wegen Mangel an notwendigen, im 
Ausland produzierten Teilen ihren Plan nicht 
erfüllen. 

Was zu der wachsenden Krise beitrug, war 
eine Auflösung der Arbeitsdisziplin als Reak­
tion auf Giereks spektakulären Verlust an 
Glaubwürdigkeit bei den Ereignissen im Juni 
1976. Als die Regierung den Arbeitern sagte, 
sie sollten ihre Gürtel enger schnallen, rea­
gierten diese, indem sie mit ihrer Produktivi­
tät abstimmten, und das Votum lautete: kein 
Vertrauen. Ein amerikanischer Diplomat, 
der Ende der siebziger Jahre in Polen war, 
erinnert sich: "Ein Werksleiter erzählte mir 
einmal, es sei schwierig für ihn, genau zu sa­
gen, ob es einfach ein normaler Arbeitstag in 
der Fabrik sei, oder ob die Arbeiter einen 
Bummelstreik machten oder ob sie streng 
nach Vorschrift arbeiteten" (R T. Davrs, "Po­
litical-Economic Dynamics in Eastern Eu-

Fortgesetzt auf Seite 10 


